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Zur Einleitung 


1 Anlaß für die Erstattung dieses Berichts 

Nach § 39 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(BAföG) wird dieses Gesetz im Aufträge des Bundes 
von den Ländern ausgeführt. Zu diesem Zweck ha- 
ben die Länder in jedem Kreis und jeder kreisfreien 
Stadt im Rahmen der allgemeinen Verwaltung ein 
Amt für Ausbildungsförderung errichtet. 

Nach § 45 Abs. 1 BAföG ist örtlich grundsätzlich das 
Amt zuständig, in dessen Bezirk die Eltern des Aus- 
zubildenden den ständigen Wohnsitz haben. Von 
diesem Grundsatz sind zahlreiche und gewichtige 
Ausnahmen gemacht: So ist nach § 45 Abs. 2 BAföG 
für die Auszubildenden an Höheren Fachschulen, 
Akademien und Hochschulen das Amt für Ausbil- 
dungsförderung zuständig, in dessen Bezirk die be- 
suchte Ausbildungsstätte gelegen ist. 

Abweichend von dieser grundsätzlichen Regelung 
der örtlichen und sachlichen Zuständigkeit sind nach 
§ 61 BAföG, um in der Übergangszeit weitere Erfah- 
rungen sammeln zu können und „Schwierigkeiten, 
die sich aus dem Wechsel der ausführenden Stellen 
ergeben könnten, vorzubeugen, die Hochschulen für 
die bei ihnen immatrikulierten Auszubildenden mit 
der Wahrnehmung der Aufgaben der Ämter für Aus- 
bildungsförderung beauftragt worden'' (Schriftlicher 


Bericht des Bundestagsausschusses für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit zu den §§ 61 und 62 BAföG, 
Drucksache zu VI/2352). Diese Übergangsregelung 
war ursprünglich begrenzt auf die Zeit bis zum 
30. Juni 1974 und wurde durch das Gesetz vom 
14. November 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1637) bis 
zum 31. Dezember 1975 verlängert 

Durch § 62 BAföG hat der Gesetzgeber die Bundes- 
regierung zugleich verpflichtet, den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes über die Erfahrungen bei 
der Durchführung des Gesetzes zu berichten, ins- 
besondere über die Bewährung der Zuständigkeit 
nach den §§ 45 und 61 BAföG, und Vorschläge über 
die endgültige sachliche und örtliche Zuständigkeit 
zu machen. Die Bundesregierung legt hiermit Bericht 
und Vorschläge vor. 


2 Daten zur Durchführung des Gesetzes 
2.1 

Seit Inkrafttreten des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes im Herbst 1971 sind die absolute Zahl der 
Geförderten und der Anteil der Geförderten an der 
Gesamtzahl der Auszubildenden erheblich angestie- 
gen: 


Anteil der Geförderten 



1971 

1972 

1973 *) 


absolut 1 

V. H. 

absolut 1 

V. H. 

absolut 1 

V. H. 

Schüler 

200 000 

25 

220 000 

27 

320 000 

36 

Studenten 

160 000 

27 

270 000 

41 

320 000 

45 


*) Vorläufige Schätzung 


2.2 

Unter Berücksichtigung der durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung des BAföG vom 31. Juli 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1649) geänderten Bestimmungen ist der 
Anstieg der finanziellen Leistungen wie folgt einzu- 
schätzen: 



1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

Bund und Länder 

Bund (65 V. H.) 

in Millionen DM 

791 1 600 1 750 2 120 3 200 3 415 

1 038 1 137 1 420 2 080 2 220 
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2.3 

Aus einer für die Bundesrepublik repräsentativen 
Erhebung in den Ländern Hessen und Nordrhein- 
Westfalen ergeben sich weitere für die Durchführung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes auf- 
schlußreiche Daten (jeweils für 1973). 


2.3.1 

Danach betrug die durchschnittliche monatliche För- 
derungsleistung für Schüler 187 DM, für Studenten 
328 DM. 


2.3.2 

Von den Gesamtaufwendungen entfielen 30 v. H. 
auf Schüler und 70 v. H. auf Studenten. 


2.3.3 

Eine Übersicht über die Höhe der Förderungsleistun- 
gen für die einzelnen Kategorien von Auszubilden- 
den (vgl. §§ 12, 13 BAföG) mit gleichem Grundbedarf 
ergab folgenden Anteilswert: 


2.3.4 

Die sozialpolitische Bedeutung der Ausbildungsför- 
derung wird an folgenden Daten über die Einkom- 
men der Eltern (verheiratet und nicht dauernd ge- 
trennt lebend) der Geförderten deutlich; Mehr als 
60 V. H. der 1973 Geförderten kamen aus Famiilien 
mit einem Jahres netto einkommen (1971) von weni- 
ger als 15 000 DMj auf sie entfielen mehr als 67 v. H. 
der finanzieillen Gesamtaufwendungen. Mehr als 
78 V. H. der Geförderten kamen aus Familien mit 
einem Jahresnettoeinkommen von weniger als 
18 000 DM, etwa 95 v. H. der Geförderten auf Fami- 
lien mit einem Jahresnettoeinkommen von weniger 
als 25 000 DM. 

Von den geförderten Schülern wohnen 88 v. H. bei 
den Eltern, 12 v. H. nicht bei den Eltern; bei den Stu- 
denten lauten die entsprechenden Werte 33 v. H. 
und 67 V. H. 

2.3.5 

Diese Angaben, die hinsichtMch der Relationen auch 
1974 noch etwa zutreffen dürften, lassen erkennen, 
daß das Gesetz in seiner nach Einkommen, Familien- 
größe, Ausbildungssituation und Bedarf gestuften 
Wirkung den sozial- und bildungspolitischen Ziel- 
setzungen entspricht. 


Anteil der Förderung 

Grundbedarf in DM 

160 

320 

1 340 1 

380 1 

400 

420 

bis zu 50 V. H. des Grundbedarfs 

24 

16 

20 

10 

5 

14 



über 50 v. H. des Grundbedarfs 

76 

84 

80 

90 

95 

86 


I. Allgemeines 


1 Auftragsverwaltung 
1.1 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz wird im 
Aufträge des Bundes von den Ländern ausgeführt 
(§ 39 BAföG). Der Bund trägt mit 65 v. H. (§ 56 Abs. 1 
BAföG) mehr als die Hälfte der Sachausgaben. 

1.2 

Nach § 39 Abs. 2 BAföG haben die Länder Ämter für 
Ausbildungsförderung und Landesämter für Ausbil- 
dungsförderung zu errichten. Die mit der Ausführung 
betrauten Ämter tragen die Bezeichnung „Ämter für 
Ausbildungsförderung". Für jeden Kreis und jede 
kreisfreie Stadt ist ein Amt für Ausbildungsförde- 
rung errichtet worden. Die Stadtstaaten haben von 
dem Organisationsvorbehalt des § 39 Abs. 3 BAföG 
Gebrauch gemacht. 


1.3 

Die Landesämter für Ausbildungsförderung haben in 
den Ländern eine recht unterschiedliche Ausgestal- 
tung erfahren. Während das Landesamt Nordrhein- 
Westfalen selbständige Landesoberbehörde ist, das 
Landesamt in Baden- Württemberg beim Regierungs- 
präsi'dium Stuttgart errichtet wurde, nehmen ln den 
anderen Ländern diie Obersten Landesbehörden die 
Aufgaben der Landesämter wahr oder die Landes- 
ämter sind bei den Obersten Landesbehörden erridi- 
tet; im Bayerischen Ausführungsgesetz ist bereits 
die Ermächtigung gegeben, ein selbständiges Lan- 
desamt zu errichten. Auch in der Zuordnung der 
Obersten Landesbehörden wird in den Ländern die 
unterschiedliche Bewertung des BAföG als eines 
Gesetzes mit mehr bildungs- oder mit mehr sozial- 
politischer Tendenz deutlich, wobei sich allerdings 
die Gewichte vom Ersten Ausbildungsförderungs- 
gesetz zum Bundes ausbildungsförderungsgesetz zur 
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bildungspolitischen Seite hin verschoben haben; In 
Baden-Württemberg ist das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Sozialordnung, in Berlin der Senator 
für Arbeit und Soziales Oberste Landesbehörde für 
Ausibildungsförderung, in allen anderen Ländern 
sind es die Kultus- bzw. Wissenschaftsministerien 
bzw. ^Senatoren. Von der in § 39 Abs. 4 Satz 2 
BAföG vorgesehenen Möglichkeit, ein gemeinsames 
Landesamt für Ausbildungsförderung für mehrere 
Länder zu errichten, wurde kein Gebrauch gemacht. 

1.4 

Nach dem Regierungseniwurf zum BAföG sollte je- 
des Land eine Behörde bestimmen, die für alle Ent- 
scheidungen nach § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 2 und 4 sowie 
§ 42 Abs. 3 hinsichtlich der Ausbildungsstätten und 
Fernlehrinstitute, die ihren Sitz in diesem Lande ha- 
ben, zuständig ist. Mit dieser Vorstellung konnte 
sich die Bundesregierung im Vermittlungsausschuß 
nicht durchsetzen; die Länder hielten die Festlegung 
einer einzigen Behörde in jedem Land für einen 
schwerwiegenden Eingriff in ihre Organisationsge- 
walt. 

Die Festlegung der Behörden in den Ländern bietet 
ein entsprechend vielfältiges Bild, da den Ländern 
durch eine seinerzeit im Vermittlungsausschuß ge- 
fundene Formulierung auch die Möglichkeit eröffnet 
wurde, die Zentralstelle für Fernunterricht (ZFU) mit 


der Eignungsbestätigung von Lehrgängen nichtstaat- 
licher Fernlehrinsiitute zu beauftragen (s. A.nlage 1). 

1.5 

Ihrem unterschiedlichen Verwaltungsaufbau folgend, 
haben die Länder differenzierte Regelungen auch 
hinsichtlich der Ausübung der Fachaufsicht und der 
Bestimmung der Widerspruchsbehörde getroffen. 

Während die Fachaufsicht in den Ländern Baden- 
Württemberg und Nordrhein-Westfalen von den Lan- 
desämtern wahrgenommen wird und diese gleich- 
zeitig auch Widerspruchsbehörde sowohl für den 
Sekundär- als auch für den Tertiärbereich sind, liegt 
in Niedersachsen die Fachaufsicht über die Kreise 
und kreisfreien Städte bei den Regierungspräsiden- 
ten bzw. Präsidenten der Verwaltungsbezirike; die 
Fachaufsicht über die Hochschulen, die die Aufgaben 
der Ämter für Ausbildungsförderung wahrnehmen, 
übt der Kultusminister aus. In Hamburg ist die Be- 
hörde für Wissenschaft und Kunst sowohl Fachbe- 
hörde als auch Landesamt für AusbiMungsförderung. 

Dagegen nimmt in Bremen der Senator für Bildung, 
Wissenschaft und Kunst sowohl die Aufgäben des 
Landesamtes für Ausbildungsförderung als auch — 
entsprechend dem bremischen Gesetz zur Ausfüh- 
rung der Verwaltungsgerichtsordnung — der Wider- 
spruchsbehörde wahr. 

Die nachfolgende Übersicht verdeutlicht das Spek- 
trum. 



Fachaufsichtsbehörde 

Widersprudisbehörde 


Sekundarbereich j Tertiärbereidi 

Sekundarbereich | Tertiärbereich 

Baden- Württemberg 

Lan de samt für 

Landesamt für 


Ausbildungsförderung 

Ausbildungsförderung 

Bayern 

Regierungen Staatsmini- 

sterium für 
Unterricht und 
Kultus 

Regierungen | Hochschulen 

Berlin 

Senator für Arbeit 

Senator für Arbeit 


und Soziales 

und Soziales 

Bremen 

Senator für Bildung, 

Senator für Bildung, 


Wissenschaft und Kunst 

Wissenschaft und Kunst 

Hamburg 

Behörde für 

Bezirksämter Studenten werk 


Wissenschaft und Kunst 

Hamburg 

Hessen 

Regierungs- Kultusminister 

Regierungs- Hochschulen 


Präsident 

Präsident 

Nieder Sachsen 

Regierungs- Minister für 

Regierungs- Hochschulen 


Präsidenten bzw. Wissenschaft 

Präsidenten bzw. 


Präsident der und Kunst 

Präsident der 


Verwaltungs- 

Verwaltungs- 


bezirke 

bezirke 

Nordrhein- Westfalen 

Landesamt für 

Landesanit für 


Ausbildungsförderung 

^ Ausbildungsförderung 

Rheinland-Pfalz 

Bezirksregierung 

Kreis- bzw. Bezirks regierung 

Stadtrechts- 
ausschuß 

Saarland 

Minister für Kultus, 

Stadt- bzw. Hochschule 


Bildung und Sport 

Kreisrechts- 

ausschuß 

Schleswig-Holstein 

Kultusminister 

Kultusminister 
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2 Darlehensverwaltung 

Im Gegensatz zu der Regelung des Ersten Ausbil- 
dungsförderungsgesetzes klammert das Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz die Darlehensverwaltung 
aus der Auftrags Verwaltung aus. Die geleisteten 
Darlehen werden nach Beendigung der Ausbildung 
durch das Bundeisverwaltungsiamt verwaltet und 
eingezogen. 


3 Ämter für Ausbildungsförderung 

3.1 

Der Regie rungsentwurf des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes nannte in seiner Begründung vier Auf- 
gaben, die bei der Leistung von Ausbildungsförde- 
rung zu unterscheiden sind: 

1. Ermittlung und Bewertung der persönlichen und 
wirtschaftlichen L eistungsvo rauss etzungen, 

2. Bewertung ausbildungsnaher Ermessensfragen, 

3. Bewertung des Leistungsstandes des Auszubil- 
denden, 

4. abschließende Entscheidung über den Antrag. 

Die unter den Nummern 1 und 4 bezeichneten Auf- 
gaben sind den Ämtern für Ausbildungsförderung 
zugewiesen; die Bewertung ausbildungsnaher Er- 
messensfragen ist Aufgabe der Förderungsaus- 
schüsse, für die Bewertung des Leistungsstandes des 
Auszubildenden sind die Ausbildungsstätten zu- 
ständig. 

3.2 

Im § 41 BAföG ist der Grundsatz der Allzuständig- 
keit des Amtes für Ausbildungsförderung festgelegt. 
Das Amt kann seine Aufgaben nicht übertragen, we- 
der kreisangehörige Gemeinden noch Ausbildungs- 
stätten dürfen mit der Entgegennahme oder Vor- 
bearbeitung von Anträgen befaßt werden. Ein Ver- 
zicht auf eine derartige Bestimmung hätte zwar eine 
größere Ortsnähe ermöglicht, doch wäre die notwen- 
dige sachgerechte und umfassende Beratung nicht 
gesichert. 

Zulässig ist die Beteiligung zentraler Verwaltungs- 
stellen, insbesondere Rechenzentren oder Datenzen- 
tralen und zentraler Kassen. Von dieser Möglichkeit 
haben alle Länder Gebrauch gemacht. Nur eine re- 
lativ geringe, im Abnehmen begriffene Zahl von 
Ämtern bedient sich noch nicht der automatischen 
Datenverarbeitung, für die ein bundeseinheitlicher 
Programmablaufplan zur Verfügung steht. 

3.3 

Das Amt für Ausbildungsförderung trifft die zur Ent- 
scheidung über den Antrag erforderlichen Feststel- 
lungen, entscheidet über den Antrag und erläßt den 
Bescheid hierüber. Es hat die Auszubildenden und 
ihre Eltern über die individuelle Förderung der Aus- 
bildung nach bundes- und landesrechtlichen Vor- 
schriften zu beraten. Beratungs- und Entscheidungs- 
tätigkeit sind in einem engen Zusammenhang zu 


sehen. Dem Amt ist jedoch ausdrücklich nur die Be- 
ratung über die individuelle Förderung der Ausbil- 
dung aufgetragen, eine Berufs- und Schullaufbahn- 
beratung — die von Auszubildenden und ihren El- 
tern häufig gleichfalls begehrt wird — würde außer- 
halb seiner sachlichen und formalen Kompetenz 
liegen. 


4 Förderungsausschüsse 

4.1 

Förderungsausschüsse sind bei Höheren Fachschulen, 
Akademien und Hochschulen einzurichten (§ 42 
BAföG). Bei einer Ausbildungsstätte können meh- 
rere Förderungsausschüsse eingerichtet werden. Je- 
dem Förderungsausschuß gehören ein hauptamt- 
liches Mitglied des Lehrkörpers, ein Vertreter der 
Auszubildenden der Ausbildungsstätte und ein Ver- 
treter des Amtes für Ausbildungsförderung an. Von 
der Möglichkeit, bei einer Ausbildungsstätte meh- 
rere Förderungsausschüsse — meist gegliedert nach 
Fachbereichen — einzurichten, wird bei größeren 
Hochschulen Gebrauch gemacht. Die Wahl der Mit- 
glieder des Lehrkörpers und des Vertreters der Aus- 
zubildenden erfolgt nach Landesrecht. Soweit es be- 
sonderer landesrechtlicher Vorschriften bedurfte, 
haben alle Bundesländer diese inzwischen erlassen. 
Die Berufung aller Mitglieder erfolgt durch die zu- 
ständige Landesbehörde (s. Anlage 1). 

4.2 

Die Aufgabe der Förderungsausschüsse besteht 
darin, durch gutachtliche Stellungnahmen zu den 
besonderen Leistungsvoraussetzungen an der Ent- 
scheidung von Ausbildungsförderung mitzuwirken. 
Die Mitwirkung erstreckt sich derzeit auf die Lei- 
stung von Ausbildungsförderung für 

1. eine Ausbildung im Ausland nach § 5 Abs. 2 
und 3, 

2. eine weitere Ausbildung nach § 7 Abs. 2 Satz 2, 

3. eine andere Ausbildung nach § 7 Abs. 3, 

4. eine Ausbildung, die nach Vollendung des 35. Le- 
bensjahres begonnen wird, nach § 10 Abs. 3, 

5. eine angemessene Zeit nach überschreiten der 
Förderungshöchstdauer nach § 15 Abs. 3, 

6. eine Gewärung eines Darlehens nach § 17 Abs. 3 
Nr. 2. 

Während der Regierungsentwurf einen kleineren 
Aufgabenkatalog vorsah, wurde der Zuständigkeits- 
bereich der Förderungsausschüsse während der par- 
lamentarischen Beratungen erweitert, um die Bedeu- 
tung der Förderungsausschüsse zu erhöhen. Sie soll- 
ten möglichst weitgehend an den ausbildungsorien- 
tierten Entscheidungen mitwirken. Das Amt für Aus- 
bildungsförderung kann von einer gutachtlichen 
Stellungnahme des Förderungsausschusses nur aus 
wichtigem Grund, der dem Auszubildenden schrift- 
lich mitzuteilen ist, abweichen. 
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4.3 

Die Institution der Förderungsausschüsse hat sich 
nach der Meinung der Mehrzahl der Länder im all- 
gemeinen bewährt. Betont wird allerdings, daß sich 
die Problematik noch nicht ganz übersehen lasse. 
Nicht überall ist erkennbar geworden, ob die Ein- 
schaltung von Förderungsausschüssen zu abgewoge- 
neren und damit zu besseren Entscheidungen führt. 
Offensichtlich sehen nicht alle Mitglieder der För- 
derungsausschüsse deutlich genug, daß sich die gut- 
achtliche Stellungnahme streng am Gesetz orien- 
tieren muß. Auch scheinen die Maßstäbe für die Aus- 
übung des Ermessens noch entwicklungsbedürftig. 
Das Problem des Fachrichtungswechsels kann nach 
der Meinung einiger Länder von den Förderungs- 
ausschüssen nicht bewältigt werden. Eine auch von 
ausschüsse von Routineentscheidungen, z. B. der gut- 
den Ländern angestrebte Entlastung der Förderungs- 
aditlichen Stellungnahme zur Leistung von Ausbil- 
dungsförderung für die Deckung besonderer Auf- 
wendungen nach § 13 Abs. 5 ist bereits erreicht. Seit 
dem Inkrafttreten der Verordnung über Zusatzlei- 
stungen in Härtefällen nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz (Härte V) vom 15. Juli 1974 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1449) am 1. Juli 1974 ist die Mitwir- 
kung des Förderungsausschusses bei der Entschei- 
dung über die Leistung von Ausbildungsförderung 
zur Deckung besonderer Aufwendungen nicht mehr 
vorgesehen. 

Infolge der starken Belastung der gewählten Mit- 
glieder der Förderungsausschüsse kommt es gele- 
gentlich zu Verzögerungen in der Behandlung der 
zur Stellungnahme übersandten Anträge auf Ausbil- 
dungsförderung, da der Förderungsausschuß nur 
beschlußfähig ist, wenn alle Mitglieder oder ihre 
Vertreter anwesend sind. 


5 Ausbi Idungsstätten 

5.1 

Den Besuch der Ausibildungs'stätte und die Teil- 
nahme an dem Praktikum hat der Auszubildende 
durch eine Bescheiinigung der Ausbildungsistätte/- 
stelle nachzuweisen. Es wird angenommen, daß der 
Auszubildende das angestrebte Ausbi Idungstziel er- 
reicht, wenn er nach den jeweiligen Ausbildungsbe- 
stimmungen idie Ausbildung fortsetzen kann. 

5.2 

Für den Besuch einer Höheren Fachschule, Akade- 
mie und Hochschule wird Ausbildungsförderung vom 
fünften Fachsemester an nur geleistet, wenn der 
Auszubildende eine Bescheinigung der Ausbildungs- 
stätte vorgelegt hat, aus der sich seine Eignung 
ergibt. Der Leistungsstand muß erwarten lassen, 
daß der Auszubildende in der verbleibenden Aus- 
bildungszeit das angestrebte Ausbildungsziel er- 
reicht. Während der ersten vier Fachsemester an 
einer Höheren Fachschule, Akademie und Hoch- 
schule kann idas Amt für Ausbildungsförderung nur 
bei beigründeten Zweifeln an der Eignung des Aus- 
zuJbildenden — unter vorüber iger Beteiligung des 
Förderungsausschusses — eine gutachtliche Stel- 


lungnahme bei der Ausbildungsstätte einholen. In 
jedem Fall ist für das Amt eine Bindung an die 
gutachtliche Stellungnahme der Ausbildungsstätte 
gegeben; wie bei den Gutachten der Förderungs- 
ausschüsse ist auch hier ein Abweichen nur auis 
wichtigem Grund zulässig. 


6 örtliche Zuständigkeit 

6.1 

Die örtliche Zuständigkeit der Ämter für Ausbil- 
dungsföirderung kann grundsätzlich nach folgenden 
Priruzipien geregelt werden: 

Wohnortprinzip — Der Wohnsitz der Eltern 

ist für die Bestimmung 
des örtlich zuständigen 
Amtes maßgebend. 

Ausbildungsortprinzip — • örtlich zuständig ist das 

Amt, in dessen Bezirk 
die Ausbildungsstätte ge- 
legen ist. 

Im Honnefer Modell galt das Auisbildungsortprinzip, 
hier lentschieden diie Förderungsausschüsse ider 
Hochschulen über die Förderung der an der Hoch- 
schule Immatrikulierten Studenten. Dagegen sah 
die Regelung im Ersten Ausbildungsförderungsge- 
setz das Wohnortprinzip vor. 

6.2 

Der Regierungsentwurf des Bundesausbildungsför- 
derungsgesetzes hatte sich für das Ausbildungsort- 
prinzip entschieden. Damit sollte im Hochschulbe- 
reich die Überleitung der Ausbildungsförderung von 
den örtlichen Studentenwerken auf die Ämter für 
Ausbildungsförderung erleichtert werden. Auch 
sollte den Auszubildeniden des tertiären Bereichs 
die bisherige enge Kontaktmöglichkeit mit den für 
sie zuständigen Stellen erhalten bleiben. 

6.3 

LFm die Übersichtlichkeit der gesetzlddhen Regelung 
zu gewährleisten, war im Regie rungs ent wurf eine 
einheitliche örtliche Zuständigkeit vorgesehen. Ge- 
gen diese Regelung machten — aus sehr unterschied- 
lichen Gründen — der Bundesrat, die Kommunalen 
Spitzenveribände, die Hochschulen und die Studen- 
tenvertretungen Bedenken geltend. Der Deutsche 
Bundestag ist schließlich in den Grundzügen der 
Empfehlung des Bundesrates gefolgt, 'die für den 
SekundarbeTeich das Wohnortprinzip und für den 
Tertiär'bereich das Ausbildungsortprinzip vorsah. 

6.4 

Nach § 45 Abs. 1 BAföG ist für die Entscheidung 
über die Ausbildungsförderung grundsätzlich das 
Amt für Ausbildungsförderung zuständig, in dessen 
Bezirk die Eltern des Auszubildenden ihren ständi- 
gen Wohnsitz haben. Der ständige Wohnsitz des 
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Auszubildenden ist in einer Reihe von Sonderfällen 
maßgebend (z. B. wenn der Auszubildende ein 
Abendgymnasium oder ein Kolleg beisucht, verheira- 
tet oder Vollwaise ist). 

Hiervon abweichend ist nach § 45 Abs. 2 BAföG für 
die Auszubildenden an Höheren Fachschulen, Aka- 
demien und Hochschulen das Amt für Ausbildungs- 
förderung zuständig, in dessen Bezirk die besuchte 
Ausbildungsstätte gelegen ist. In Ausnabmefällen 
ist nach § 45 Abs. 2 Satz 2 BAföG das Amt für 
Ausbildungsförderung, in dessen Bezirk der Auszu- 
bildende seinen ständigen Wohnsitz hat, örtlich zu- 
ständig, so weinn der Auszubildende 

1. von seinem ständigen Wohnsitz im Geltungs- 
bereich des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes aus eine außerhalb dieses Geltungsbe- 
reichs gelegene Ausbildungsstätte besucht (§ 5 
Abs. 1 BAföG) oder 

2. Ausbildungsförderung für die Teilnahme an 
Fetrnunterrichtslehrgängen erhält (§ 3 BAföG). 

Zu der nach § 61 BAföG bis zum 31. Dezember 1975 
geltenden Ubergangsregelung hinsichtlich der Zu- 
ständigkeit für an Hochschulen iimmatri kullerte Stu- 
denten vgl. unten III. 1.1. 


7 Besuch einer außerhalb des Geltungsbereichs 
des BAföG gelegenen Ausbildungsstätte 

7.1 

Besucht ein Auszubildender, der seiinen ständigen 
Wohnsitz im Geltungsbereich des BAföG hat, eine 
außerhalb dieses Geltungsbereidis gelegene Aus- 
bildungsstätte, oder ein Auszubildender, der seinen 
ständigen Wohnsitz in einem ausländischen Staat 
hat, dort eine Ausbildungsstätte, so ist das durch 
das zuständige Land bestimmte Amt für Ausbil- 
dungsförderung örtlich zuständig. Der zuständige 
Bundesminister hat durch die Verordnung über die 
örtliche Zuständigkeit für Ausbildungsförderung 
außerhalb des Geltungsbereichs des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes vom 27. Oktober 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1699) mit Zustimmung des 
Bundesrates geregelt, welches Land das für alle Aus- 
zubildenden, die die in einem anderen Staat gele- 
genen Ausbildungsstätten besuchen, örtlich zustän- 
dige Amt bestimmt (§ 45 Abs. 3 BAföG). 


7.2 

Das Ausbildimgisortprinzip läßt sich in diesen Fällen 
nicht realisieren. Aber auch das Wohnortprinzip 
würde — soweit überhaupt ein Wohnsitz im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes begründet ist — keine 
befriedigende Lösung bringen. Jedes einzelne Amt 
wäre mit der gesamten Problematik der Auslands- 
förderung befaßt. Es erscheint sinnvoll, daß sich 
jeweils ein Amt jedes Landes Kenntnisse über die 
Bildungssysteme bestimmter Staaten erarbeitet. 


7.3 

Aufgrund dieser Regelung haben die Länder fol- 
gende Ämter für Ausbildungsförderung als örtlich 
zuständig bestimmt; 

1. Liechtenstein, Schweiz — Amt für Ausbildungs- 
förderung der Stadt Stuttgart, 

2. Österreich — Amt für Ausbildungsförderung 
der Stadt München, 

3. Italien — Amt für Ausbildungsförderung des 
Bezirks Charlottenburg in Berlin, 

4. Amerika (mit Ausnahme der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika), Australien und Ozeanien — 
der Senator für Bildung, Wissenschaft und Kunst 
in Bremen, 

5. Afrika, Asien (mit Ausnahme des in Asien ge- 
legenen Teils der Sowjetunion), der in Europa 
gelegene Teil der Türkei, Vereinigte Staaten 
von Amerika — Behörde für Wissenschaft und 
Kunst in Hamburg, 

6. Griechenland, Jugoslawien und Zypern, die 
Stadt Paris — Amt für Ausbildungsförderung 
der Stadt Marburg/Lahn, (zugleich hilfsweiise 
für alle Fördenmgsfälle bei Besuch einer außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland einschließ- 
lich 'des Landes Berlin gelegenen Ausbildungs- 
stätte, für die eine örtliche Zuständigkeit nicht 
ausdrücklich begründet ist), 

7. Belgien, Luxemburg und Niederlande — Amt 
für Aus'bildungsförderung der Stadt Hannover, 

8. Großbritannien und Irland — Amt für Ausbil- 
dungsförderung der Stadt Essen, 

9. Bulgarien, Frankreich (mit Ausnahme der Stadt 
Paris), Polen, Rumänien, Sowjetunion, Tsche- 
choslowakei und Ungarn • — Amt für Ausbdl- 
dungsförderung des Landkreises Mainz-Bingen, 

10. Malta, Portugal und Spanien — Amt für Aus- 
bil'dungsförderung der Stadt Saarbrücken, 

11. Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und 
Schweden — Amt für Ausbildungsförderung der 
Stadt Flensiburg. 

7.4 

Nach Auffassung der Mehrzahl der Länder hat sich 
die geltende Regelung im großen und ganzen be- 
währt. Nach Überwindung von Anfangsschwierigkei- 
ten sind größere Probleme nicht mehr aufgetreten. 
Allerdings läßt sich die Feststellung der Gleichwer- 
tigkeit ausländischer Ausbildungsstätten häufig 
nicht ohne Schwierigkeiten treffen. 

7.5 

Die Auslandsförderung könnte auch einem zentra- 
len Amt für das gesamte Bundesgebiet übertragen 
werden. Der durch die jetzt praktizierte Regelung 
beabsichtigte Ausgleich der sächlichen und personel- 
len Kosten wäre dann zwischen den Ländern aller- 
dings nur schwer möglich. 
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11. Ausführung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
im Sekundarbereich 


1 Kommunale Ämter für Ausbildungsförderung 

Nach § 39 BAföG ist für jeden Kreis und jede kreis- 
freie Stadt ein Amt für Ausbildungsförderung zu er- 
richten. Im Ausnahmefall kann ein Amt für mehrere 
Kreise und/oder kreisfreie Städte zuständig sein. Im 
Land Berlin können mehrere Ämter für Ausbildungs- 
förderung errichtet werden. In den Ländern Bremen 
und Hamburg kann davon abgesehen werden, Äm- 
ter für Ausbildungsförderung zu errichten. Beide 
Länder haben in Anwendung der Stadtstaatenklau- 
sel davon abgesehen, Ämter für Ausbildungsförde- 
rung zu errichten: in Hamburg werden die Aufgaben 
von den sieben Bezirksämtern, in Bremen vom Lan- 
desamt wahrgenommen, das in Bremerhaven — um 
die Ortsnähe zu sichern — eine Außenstelle errichtet 
hat. Im Land Nordrhein-Westfalen sind 82 kommu- 
nale Ämter für Ausbildungsförderung errichtet, im 
Saarland acht Ämter. Im Zuge der Kreisreform gibt 
es im Land Baden-Württemberg statt 72 kommu- 
naler Ämter seit dem 1, Januar nur noch 44. Ähn- 
liche Entwicklungen sind auch in anderen Bundes- 
ländern zu verzeichnen. 


2 Personalausstattung 
2.1 

Die Mitarbeiter der Ämter für Ausbildungsförderung 
sind überwiegend dem Mittleren Dienst zugeordnet, 
lediglich im Land Nordrhein-Westfalen überwiegt 
der Gehobene Dienst. Die Leitung^funktionen 
— Amts- und Sachgebietsleiter — werden überwie- 
gend von Beamten wahrgenommen, während Sach- 
bearbeiter und andere Mitarbeiter häufiger im Än- 
gestelltenverhältnis beschäftigt sind. Die Größe der 
Ämter reicht noch nicht in allen Fällen aus, jeweils 
zwei Bearbeiter mit den Anträgen zu befassen. Häu- 
fig sind die Sachbearbeiter nicht nur mit den Auf- 
gaben der Ausbildungsförderung betraut, sondern 
auch mit anderen Aufgaben aus dem sozialen Be- 
reich, z. B. Wohngeldberechnung oder Sozialhilfe- 
angelegenheiten. In solchen Fällen läßt sich in Zeiten 
besonderer Arbeitsbelastung, z. B. zum Schuljahres- 
beginn, leichter ein Ausgleich erzielen. Allerdings 
ist bei der differenzierten Materie ein Austausch 
nicht ohne Einarbeitungszeit möglich. 

2.2 

Hinsichtlich der Zahl der Antragsfälle je Bedienste- 
ten stehen hinreichend gesicherte, statistisch ver- 
wertbare Angaben aus den Ländern noch nicht zur 
Verfügung. Das vorliegende Material läßt wegen der 
großen Streubreite der Zahlen (die Zahlen schwan- 
ken zwischen 164 und 690) nicht nur im Vergleich 
von Land zu Land, sondern auch innerhalb der Län- 


der allenfalls den Schluß zu, daß in der relativ kur- 
zen Zeit der Ausführung des Gesetzes einheitliche 
Meßzahlen für den Personalbedarf noch nicht gebil- 
det werden konnten. In kleineren Ämtern ist eine 
Begrenzung der Fallzahlen deswegen erforderlich, 
weil auch alle schwierigen Fälle von manchmal nur 
einem Sachbearbeiter abzuwickeln sind. 


3 Bearbeitungsdauer 

3.1 

Untersuchungen über die für einen Antrag erforder- 
liche Bearbeitungsdauer liegen bislang nur verein- 
zelt vor. In einer im Kreis Dinslaken und in den 
Städten Köln und Duisburg durchgeführten Ärbeits- 
untersuchung wurden durchschnittlich 200 bis 225 Mi- 
nuten als Zeitaufwand je Antrag festgestellt. Nach 
Auffassung des Kultusministers des Landes Nord- 
rhein-Westfalen kann eine Dauer von 3,5 Stunden 
als ein der Wirklichkeit nahekommender Wert an- 
gesehen werden. Dabei ist nicht nur die unmittel- 
bare Äntragsbearbeitung (vom Eingang des Antra- 
ges bis zur Abgabe an das Rechenzentrum) erfaßt, 
sondern auch weitere Arbeitsgänge, wie Beratung 
des Antragstellers, Rückforderungen, Überleitungen 
und Widersprüche. Um eine der sachgerechten Be- 
arbeitung angemessene Belastung der Sachbearbei- 
ter zu ermitteln, müßten die genannten Werte durch 
weitere Arbeitsuntersuchungen überprüft werden. 

3.2 

Zur Feststellung der durchschnittlichen Bearbeitungs- 
dauer je Förderungsantrag hat das Land Schleswig- 
Holstein 1972 Erhebungen bei den Ämtern von vier 
kreisfreien Städten angestellt. Danach wurden zwei 
Drittel aller Anträge erst im zweiten bis vierten 
Monat des Bewilligungszeitraumes gestellt, teil- 
weise bedingt durch die Lage der Sommerferien. 
15 V. H. der Anträge waren unvollständig, in 
wenigen Fällen ist die Förderungswürdigkeit der 
Ausbildung fraglich. Nachzahlungen von vier bis 
fünf Monaten waren die Regel. Die mittlere Bearbei- 
tungsdauer — bedingt durch EDV-Termine — be- 
trug selbst bei schnellem Abschluß der Antragsprü- 
fung sieben Wochen. 

Nicht verkannt werden darf auch der erhebliche Ar- 
beitsanfall in den Ämtern zu Beginn eines Bewilli- 
gungszeitraumes. Auch das Land Hessen gibt als 
durchschnittliche Bearbeitungsdauer in den kommu- 
nalen Ämtern für Ausbildungsförderung sieben Wo- 
chen an; dieses Mittel ergibt sich auch aus den An- 
gaben des Landes Rheinland-Pfalz. 
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4 Verwaltungsrechtsweg 

4.1 

Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten aus dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz ist der Verwal- 
tungsrechtsweg gegeben. Privatrechtliche Ansprüche 
— etwa nach § 37 übergeleitete bürgerlich-rechtliche 
Unterhaltsansprüche — sind bei den ordentlichen 
Gerichten geltend zu machen. 

über den Widerspruch wird kostenfrei entschieden 
(§ 54 Abs. 2 BAföG). Diese Vorschrift führte eine zu- 
vor in den Bundesländern nicht gegebene Einheit- 
lichkeit herbei. Nach dem Urteil des V. Senats des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 9. Oktober 1973 — 
Az.: VC 15.73 — (Zeitschrift für das gesamte Fami- 
lienrecht 1974, S. 224) werden auch Gerichtskosten 
nicht erhoben. 

4.2 

Die vorliegenden Zahlen der Widersprüche und Kla- 
gen scheinen zu bestätigen, daß die Inanspruchnah- 
me der Rechtsmittel keineswegs eine Ausnahme dar- 
stellt. Aus den Ländern Baden-Württemberg, Berlin, 
Bremen und Schleswig-Holstein wird ein Ansteigen 
der Zahl der Widersprüche berichtet. Es bleibt ab- 
zuwarten, ob nach der Klärung gewisser Grundpro- 
bleme eine rückläufige Tendenz eintritt. 


5 Vor- und Rechnungsprüfung 

5.1 

Die in den Ländern bislang durchgeführten Vorprü- 
fungen lassen noch keine allgemeinen Aussagen zu, 
da die Vorprüfung erst bei einem kleineren Teil der 
Ämter erfolgt. 

Fehlerquellen sind insbesondere 

falsche Auslegung der Bestimmungen, 
Signierfehler, 

fehlerhafte Schulbescheinigungen. 

5.2 

Die Ausbildung wird gefördert, wenn die Leistungen 
des Auszubildenden erwarten lassen, daß er das an- 
gestrebte Ausbildungsziel erreicht. Dies wird ange- 
nommen, wenn der Auszubildende die Ausbildungs- 
stätte besucht oder an dem Praktikum teilnimmt. Der 
Auszubildende hat den Besuch der Ausbildungsstätte 
und die Teilnahme an dem Praktikum durch eine 


Bescheinigung der Ausbildungsstätte oder der Aus- 
bildungsstelle für das Praktikum nachzuweisen. Um 
unrichtige Bescheide zu verhindern, sind Änderun- 
gen und Ergänzungen in der Bescheinigung durch die 
Ausbildungsstätte zu bestätigen. Es ist jedoch gele- 
gentlich festzustellen, daß auch Ausbildungsstätten 
selbst sich nicht der richtigen Schulgattung zuordnen 
(Fachschule statt Berufsfachschule) und dadurch er- 
hebliche Überzahlungen entstehen, die in der Regel 
nicht vom Auszubildenden zurückgefordert werden 
können. 

5.3 

In Schleswig-Holstein erfolgte bei acht von 16 Äm- 
tern für Ausbildungsförderung eine Prüfung durch 
die kommunalen Rechnungsprüfungsämter. Die Feh- 
lerquote belief sich auf durchschnittliche 2 v. H. der 
geprüften Fälle. 

5.4 

Aus einer vom Bayerischen Obersten Rechnungshof 
erstellten Zusammenfassung der wesentlichen Prü- 
fungsergebnisse der Staatlichen Rechnungsprü- 
fungsämter ergibt sich, welche Durchführungspro- 
bleme im wesentlichen im Sekundarbereich beste- 
hen. Neben der Ermittlung des Einkommens bereitet 
die Festsetzung der Bedarfssätze — insbesondere bei 
auswärtiger Unterbringung — und der Freibeträge 
Schwierigkeiten. Auch der Bewilligungszeitraum ent- 
spricht nicht immer dem gesetzlichen Rahmen, Ände- 
rungstatbestände wurden in einigen Fällen nicht be- 
rücksichtigt. 

5.5 

Der Bundesrechnungshof hat 1974 das Ämt für Äus- 
bildungsförderung bei dem Kreisausschuß des Land- 
kreises Dieburg geprüft und dabei zahlreiche Fehler 
und Unzulänglichkeiten beim Gesetzesvollzug fest- 
gestellt. Er führt sie darauf zurück, daß das Ämt nur 
mit einem Bediensteten besetzt ist, der auf sich allein 
gestellt ist: „eine gemeinsame Erörterung einschlägi- 
ger Probleme, gegenseitige Hilfe und Unterstützung 
bei auftretenden Schwierigkeiten, all dies ist nicht 
möglich“. Zudem hat ein häufiger, unvorbereiteter 
Wechsel des zuständigen Bediensteten stattgefun- 
den, ohne ausreichende Einarbeitungszeit für den 
Nachfolger. Der Bundesrechnungshof, der andere 
kommunale Ämter noch nicht geprüft hat, ist der 
Meinung, daß sein Urteil über den Vollzug durch 
dieses Amt — gerade im Hinblick auf die Vorgefun- 
dene besondere Sachlage — nicht verallgemeinert 
werden kann. 


III. Ausführung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes im Tertiärbereich 


1 Sachliche Zuständigkeit 

1.1 

Nach § 61 BAföG nehmen für die Zeit bis zum 31. De- 
zember 1975 die Hochschulen die Aufgaben der Äm- 
ter für Ausbildungsförderung für die bei ihnen im- 


matrikulierten Studenten wahr. Die Länder können 
bestimmen, daß eine Hochschule die Aufgaben des 
Amtes für Ausbildungsförderung für mehrere Hoch- 
schulen wahrnimmt. Die Länder können ferner be- 
stimmen, daß die Hochschulen die Studentenwerke 
zur Durchführung der von ihnen wahrzunehmenden 
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Aufgaben heranziehen. Sofern diese Regelung er- 
folgt, bleibt die Verantwortung für die Entscheidung 
bei der Hochschule; das Studentenwerk leistet dabei 
lediglich Erfüllungshilfe. Die Verantwortlichkeit der 
Hochschule muß gegenüber dem Adressaten der Ent- 
scheidung kenntlich gemacht werden. 

Für Auszubildende an Höheren Fachschulen und 
Akademien liegt die sachliche Zuständigkeit bei den 
kommunalen Ämtern für Ausbildungsförderung (am 
Ort der Ausbildungsstätte). 

1.2 

Der Regierungsentwurf des Bundesausbildungsför- 
derungsgesetzes sah wie generell so auch für die 
Auszubildenden an Höheren Fachschulen, Akade- 
mien und Hochschulen die sachliche Zuständigkeit 
der kommunalen Ämter für Ausbildungsförderung 
(am Ort der Ausbildungsstätte) vor. Hiergegen wur- 
den vielfach Bedenken erhoben. 

Nach Auffassung der Bundesvereinigung der Kom- 
munalen Spitzenverbände sollten die Ausbildungs- 
förderungsämter örtlich zuständig sein, in deren Be- 
reich die Eltern (oder der noch lebende Elternteil) 
des Auszubildenden ihren ständigen Wohnsitz ha- 
ben. Die grundsätzliche Anbindung der örtlichen Zu- 
ständigkeit an den Wohnsitz der Eltern würde eine 
gleichmäßigere Auslastung der kommunalen Ver- 
waltung gewährleisten, wohingegen das Ausbil- 
dungsortprinzip diejenigen kreisfreien Städte und 
Landkreise, in deren Bereich größere Ausbildungs- 
stätten liegen, unvertretbar belasten würde. 

Die Westdeutsche Rektorenkonferenz erhob Ein- 
wände gegen die Regelung des Verhältnisses von 
Ausbildungsstätte und Förderungsverwaltung. Vor 
allem wurde die Beteiligung der Ausbildungsstätte 
bei der Bewertung ausbildungsnaher Ermessensent- 
scheidungen für unzulänglich gehalten. Ferner ver- 
trat die WRK die Auffassung, daß die Verwaltung, 
der Ausbildungsförderung nicht nur am Ort der Aus- 
bildungsstätte, sondern an der Ausbildungsstätte 
selbst am sachgerechtesten einzurichten wäre. Die- 
jenige Förderungsverwaltung wäre die beste, die die 
stärkste Ausbildungsstättenbezogenheit und die 
größte Personennähe hätte. Diese Prinzipien wären 
in den Studentenwerken am besten zu verwirklichen. 

Das Deutsche Studentenwerk e. V. wandte gegen 
die geplante sachliche Zuständigkeitsregelung ein, 
daß damit eine seit zehn Jahren bewährte, von den 
Ländern eingerichtete und unterhaltene Selbstver- 
waltung, in der sachkundige Hochschullehrer und 
Studenten mitbestimmen, zugunsten einer teureren, 
noch nicht eingelaufenen Staatsverwaltung aufge- 
geben würde. 

1.3 

Der Bundesrat hatte im 1. Durchgang eine geteilte 
örtliche Zuständigkeit vorgeschlagen. Im Sekundar- 
bereich sollte das Wohnortprinzip, im Tertiärbereich 
dagegen das Ausbildungsortprinzip gelten. Ferner 
sollten die Landesregierungen die für den Vollzug 
des Gesetzes zuständigen Stellen bestimmen und 
diese die Bezeichnung „Ämter für Ausbildungsför- 
derung" führen. 


1.4 

Der federführende Bundestagsausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit und mit ihm der Bundestag 
sind der Empfehlung des Bundesrates in den Grund- 
zügen gefolgt, im Sekundarbereich das Wohnort- 
prinzip und im tertiären Bereich das Ausbildungs- 
ortprinzip vorzusehen. 

In der Frage einer Regelung für die sachliche Zu- 
ständigkeit im tertiären Bereich konnte im Ausschuß 
keine Übereinstimmung erzielt werden. In einem 
öffentlichen Hearing hatte insbesondere der Vertre- 
ter der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen- 
verbände deutlich die Ubergangsfristen und -Pro- 
bleme bei einer Übernahme der Ausbildungsförde- 
rung im tertiären Bereich durch kommunale Ämter 
geschildert. Da nach dieser Aussage bei der vorge- 
sehenen Zuständigkeitsregelung nicht mit einem ge- 
ordneten Anlaufen der Förderung nach dem Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetz im Herbst 1971 gerech- 
net werden konnte, wurden Übergangsregelungen 
erwogen. Während die CDU/CSU-Fraktion vor- 
schlug, alle bereits bearbeiteten Vorgänge durch die 
Studentenwerke abwickeln zu lassen und alle neu 
hinzukommenden an die Ausbildungsförderungs- 
ämter zu verweisen, beschloß die MehrheiÜdes Aus- 
schusses, die Durchführung des Gesetzes für den 
tertiären Bereich bis zum 30. Juni 1974 bei den Hoch- 
schulen und Studentenwerken zu belassen. Diese 
Übergangsregelung ist durch das Erste Änderungs- 
gesetz zum Bundesausbildungsförderungsgesetz vom 
14. November 1973 bis zum 31. Dezember 1975 ver- 
längert worden. 

Das Plenum des Bundestages stimmte der im feder- 
führenden Ausschuß gefundenen Lösung zu. 

1.5 

Die jetzige Fassung des § 61 BAföG wurde erst im 
Vermittlungsausschuß gefunden (Drucksache W 2444). 
Der Bundesrat hatte (Drucksache 353/71) beschlossen, 
ihn anzurufen, da es insbesondere im Bereich der 
Fachhochschulen mit vielen kleineren Ausbildungs- 
stätten unzweckmäßig wäre, jeder dieser Ausbil- 
dungsstätten die Aufgaben eines Amtes für Ausbil- 
dungsförderung zuzuweisen. Ferner sollte im Hin- 
blick auf die Bestrebungen zur Schaffung von Ge- 
samthochschulen die Möglichkeit gegeben sein, ein 
zentrales Amt für Ausbildungsförderung für mehrere 
Ausbildungsstätten zu schaffen und zudem die Zu- 
ständigkeit für die Entscheidung über die Mitwir- 
kung der Studentenwerke bei der Ausbildungsför- 
derung bei den Ländern liegen. 


2 Rechtsform der Studentenwerke 
2.1 

Bei der Durchführung des Honnefer Modells hatten 
die örtlichen Studentenwerke in der Mehrzahl die 
Rechtsform eingetragener Vereine. In Bayern z. B. 
waren die Studentenwerke jedoch bereits seit 1946 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. In der seit 
dem 1. Januar 1974 mit dem Inkrafttreten des Baye- 
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rischen Hochschulgesetzes außer Kraft getretenen 
Verordnung über die Errichtung von Studentenwer- 
ken in Bayern war u. a. auch die Zuständigkeit der 
Studentenwerke geregelt. Danach war von 1946 an 
das Studentenwerk München auch für die Betreuung 
der Studenten der zwei in Weihenstephan und Frei- 
sing gelegenen Fakultäten der Technischen Universi- 
tät München zuständig. 

2.2 

Der Bundestag faßte bei der Verabschiedung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes am 24. Juni 
1971 folgende Entschließung: „Die Bundesregierung 
wird ersucht, bei den Ländern darauf hinzuwirken, 
die örtlichen Studentenwerke in die Reditsform 
öffentlidi-rechtlicher Anstalten zu überführen." 

2.3 

Seither ist die Mehrzahl der Studentenwerke in 
rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts um- 
gewandelt worden. Folgende Übersicht verdeutlicht 
die heutige Situation in den Ländern: 


Land 

Status der Studentenwerke 

Baden- 

Von neun herangezogenen Stu- 

Württemberg . . 

dentenwerken sind vier Anstal- 
ten des öffentlichen Rechts. Die 
übrigen, die noch eingetragene 
Vereine sind, sollen bis 1975 
Anstalten des öffentlichen 

Rechts werden 

Bayern 

Anstalten des öffentlichen Rechts 

Berlin 

Anstalt des öffentlichen Rechts 

Bremen 

Anstalt des öffentlichen Rechts 

Hamburg 

Eingetragener Verein (Umwand- 
lung in Anstalt des öffentlichen 
Rechts 1974 geplant) 

Hessen 

Anstalt des öffentlichen Rechts 

Niedersachsen . 

Anstalten des öffentlichen Rechts 

Nordrhein- 


Westfalen 

Anstalten des öffentlichen Rechts 

Rheinland-Pfalz 

Anstalt des öffentlichen Rechts 

Saarland 

Schleswig- 

Eingetragener Verein (Umwand- 
lung in Anstalt des öffentlichen 
Rechts in Vorbereitung) 

Holstein 

Anstalt des öffentlichen Rechts 


Sozialwerke wurden in der Regel schon als Anstal- 
ten des öffentlichen Rechts gegründet. Dabei gibt es 
Studentenwerke (Sozialwerke), die — wie im Land 
Hessen — in ihrer Gesamtheit der Fadiaufsidit des 
Kultusministers unterstehen, andere — wie in Ber- 
lin, Bremen und Schleswig-Holstein — unterliegen 
der Rechtsaufsicht des für Hochschulen zuständigen 
Mitglieds des Senats bzw. des Kultusministers. Aber 
auch in diesen Ländern wird eine Fachaufsicht über 


die Studentenwerke ausgeübt, sobald ihnen Auf- 
gaben als Auftragsangelegenheiten übertragen wer- 
den. 

3 Hochschulen, die die Aufgaben eines Amtes 
für Ausbildungsförderung wahrnehmen 

3.1 

Die Länder haben die Möglichkeit des § 61 BAföG 
in unterschiedlicher Weise ausgeschöpft. Nicht alle 
Hochschulen nehmen selbst die Aufgaben der Äm- 
ter für Ausbildungsförderung wahr. Im Lande Baden- 
Württemberg z. B. sind es von insgesamt 61 Hoch- 
schulen (einschließlich der Fachhochschulen) nur 
neun, die dann auch für die übrigen Hochschulen die 
Aufgaben wahrnehmen; in Hessen sind es sechs von 
insgesamt 19 Hochschulen; in den Ländern Hamburg, 
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein dagegen 
nehmen alle Hochschulen selbst die Aufgaben der 
Ämter für Ausbildungsförderung wahr. 

3.2 

Alle Länder haben ferner bestimmt, daß die Hoch- 
sdiulen — von Ausnahmen abgesehen — die Stu- 
dentenwerke zur Durchführung der von ihnen wahr- 
zunehmenden Aufgaben heranziehen. Dabei werden 
verschiedene Organisationsformen gewählt: Eine 
Hochschule nimmt die Aufgaben des Amtes für Aus- 
bildungsförderung für mehrere Hochschulen wahr 
und zieht ihrerseits ein Studentenwerk zur Durchfüh- 
rung heran (Baden-Württemberg, Bremen, Nordrhein- 
Westfalen, Niedersachsen), oder jede der in dem 
Lande vorhandenen Hochschulen nimmt selbst die 
Aufgaben des Amtes für Ausbildungsförderung 
wahr, zieht aber zur Durchführung gemeinsam mit 
anderen Hochschulen ein Studentenwerk heran 
(Hamburg, Schleswig-Holstein). 

Häufig hat ein Studentenwerk weiträumige Gebiete 
zu betreuen; d. h., zwischen den Hochschulen und 
dem Sitz des Studentenwerks sind zum Teil größere 
Entfernungen zu überbrücken. So ist das Studenten- 
werk München zuständig für die 

a) Universität München, 

b) Technische Universität München, 

c) Akademie der bildenden Künste München, 

d) Hochschule für Musik München, 

e) Hochschule für Fernsehen und Film München, 

f) Hochschule für Politik München, 

g) Augustana-Hochschule Neuende ttelsau — Abtei- 
lung München, 

h) Kirchliche Gesamthochschule Eichstätt — Abtei- 
lung München, 

i) Fachhochschule München, 

j) Fachhochschule Rosenheim, 

k) Fachhochschule Weihenstephan mit Ausnahme 
der Abteilungen Landshut/Schönbrunn und Tries- 
dorf, 

l) Fachhochschüle Dr. Häusler, München, 
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m) Fachhochschule Dipl.-Ing. C. Weber, München, 

n) Sprachen- und Dolmetscher-Institut München, 

o) Blocherer Schule für freie und angewandte Kunst 
München. 

Soweit die Zahl der zu betreuenden Studenten eine 
ständig besetzte Außenstelle nicht rechtfertigt, wer- 
den — wie bereits bei der Durchführung der Stu- 
dienförderung nach dem Honnefer und Rhöndorfer 
Modell — regelmäßig Sprechstunden durchgeführt. 

In Niedersachsen nimmt die Technische Universität 
Hannover die Aufgaben des Amtes für Ausbildungs- 
fürderung für folgende Hochschulen wahr: 

a) Fachhochschule Hannover, 

b) Fachhochschule Oldenburg, 

c) Fachhochschule Ostfriesland, 

d) Fachhochschule Wilhelmshaven, 

e) Kath. Fachhochschule Niedersachsen 

— staatlich anerkannte Fachhochschule für So- 
zialwesen — in Hagen über Vechta, 

f) Ev. Fachhochschule in Hannover — Fachbereich 
Sozialwesen — . 

Die Technische Universität Hannover zieht das ört- 
liche Studentenwerk zur Durchführung heran. 

In den vom Studentenwerk Hannover zu betreuen- 
den Fachhochschulen werden jeweils zu Beginn je- 
den Semesters Sprechtage abgehalten. Das Studen- 
tenwerk Braunschweig hat in Hildesheim und Lüne- 
burg je eine Außenstelle, die jeweils die entspre- 
chende Abteilung der Pädagogischen Hochschule 
Niedersachsen betreut. Hildesheim bearbeitet auch 
die Förderungsfälle der Fachhochschule — Fachrich- 
tungen in Hildesheim. Die Fachhochschule Hildes- 
heim in Holzminden sowie die Fachhochschule Nord- . 
Ostniedersachsen in Buxtehude und Suderburg wer- 
den von Braunschweig aus betreut. Das Studenten- 
werk hält zu Beginn jeden Semesters in diesen Orten 
einen Sprechtag ab. 

Das Studentenwerk Göttingen hat in Osnabrück eine 
Außenstelle, die die Förderungsfälle der früheren 
Pädagogischen Hochschule Niedersachsen — Abtei- 
lung Osnabrück, heute Universität Osnabrück, und 
der Fachhochschule Osnabrück bearbeitet. Diese 
Außenstelle wird demnächst in das bereits errich- 
tete Studentenwerk Osnabrück eingegliedert. Da- 
nach erfolgt auch die Übernahme der früheren Päd- 
agogischen Hochschule Niedersachsen — Abteilung 
Vechta, jetzt Universität Osnabrück — Abteilung 
Vechta in das Studentenwerk Osnabrück. 


4 Personalausstattung 
4.1 

Bei den Studentenwerken werden in noch stärkerem 
Maße als bei den kommunalen Ämtern Angestellte 
beschäftigt. Hinsichtlich der Zuordnung der Mitarbei- 
ter ist ein Schwerpunkt beim Mittleren Dienst fest- 
zustellen, 


4.2 

Die durchschnittliche Zahl der Antragsfälle (Zahlfälle 
und Ablehnungen) je Bediensteten bot Ende 1972 bei 
den Studentenwerken ein einheitlicheres Bild als bei 
den kommunalen Ämtern, doch waren auch hier 
starke Schwankungen zwischen den Ländern zu ver- 
zeichnen. So entfielen in Hamburg und Hessen 384 
Antragsfälle auf einen Mitarbeiter, während in Ba- 
den-Württemberg von einem Sachbearbeiter (ohne 
sonstige Mitarbeiter) 542 Antragsfälle zu erledigen 
waren; unter Berücksichtigung der sonstigen Mitar- 
beiter würde sich diese Zahl auf 36t ermäßigen. In 
Nordrhein-Westfalen betrug die durchschnittliche 
Zahl der Zahlfälle je Sachbearbeiter 400. 

Die gleichmäßige Belastung der Mitarbeiter in den 
Studentenwerken im Unterschied zu den kommuna- 
len Ämtern erklärt sich im wesentlichen aus der 
Größe der Studentenwerke. In Baden-Württemberg 
waren die Förderungsabteilungen der Studenten- 
werke im Dezember 1972 durchschnittlich mit 15,9 
Bediensteten, d. h. 1 Förderungsreferenten, 10,6 
Sachbearbeitern und 4,3 sonstigen Mitarbeitern, be- 
setzt. Nach einer Zusammenstellung des Kultusmini- 
sters des Landes Nordrhein-Westfalen erreichen dort 
die größeren Ämter für Ausbildungsförderung (mehr 
als fünf Bedienstete) eine ähnliche Belastung- der 
Mitarbeiter mit Antragsfällen. 


5 Bearbeitungsdauer 

5.1 

Zu der Bearbeitungszeit je Antrag liegen keine An- 
gaben vor, die einen gesicherten Unterschied zu den 
kommunalen Ämtern für Auäbildungsförderung er- 
kennen lassen. 

5.2 

Als durchschnittliche Bearbeitungsdauer im Studen- 
tenwerk je Förderungsantrag gibt das Land Hamburg 
folgendes an: 

Vollständige Anträge 4 bis 6 Wochen 

Anträge mit nachträglicher Ein- 
kommensermittlung (unvollstän- 
dige Anträge) 2 bis 3 Monate 

Anträge in Zusammenhang mit 
den §§ 36, 37 bis zur Entsdiei- 
dung über eine etwaige Über- 


leitung 

bei Anhörung am Ort ca. 2 Monate 

bei Anhörung außerhalb ca. 4 Monate 


Die gleichen Daten gelten auch für das Saarland. In 
Hessen beträgt die durchschnittlidie Beaiibeitungs- 
dauer — vom Zeitpunkt der Antragstellung des Be- 
scheides acht Wochen, in Rheinland-Pfalz elf Wo- 
chen, in Schleswig-Holstein etwa 16 Wochen. Schles- 
wig-Holstein weist darauf hin, daß von diesen 16 
Wochen etwa drei bis sieben Wochen (durchschnitt- 
lich also fünf Wochen) EDV-bedingt sind. 
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Diese Werte liegen über denen der kommunalen 
Ämter. Einer gesonderten Untersuchung bliebe es 
Vorbehalten zu klären, inwieweit unvollständige 
Unterlagen und die Durchführung eines Vorauslei- 
stungsverfahrens nach § 36 BAföG mit der erforder- 
lichen Anhörung der Eltern diese längeren Bearbei- 
tungszeiten bewirken. 


6 Verwaltungsrechtsweg 

6.1 

Die im Sekundarbereich festgestellte Tendenz, zu- 
nehmend 'den Verwaltungsrechtsweg zu beschreiten, 
läßt sich ebenfalls im Tertiärbereich beobachten. Be- 
merkenswert ist auch, daß bei Überleitungen nach 
§ 37 BAföG fast immer von der Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht wird, Widerspruch gegen den Ver- 
waltungsakt einzulegen, so daß die Durchsetzung 
des festgestellten Unterhaltsanspruches nach dem 
bürgerlichen Recht zumindest verzögert wird. Die im 
Zweiten Änderungsgesetz zum Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz festgelegte Pflicht zur Überleitung 
festgestellter Unterhaltsansprüche wird zu größerer 
Rechtsklarheit und damit voraussichtlich zu einem 
Rückgang der Widerspruchszahlen führen. 

6.2 

Aus der Zahl der Widersprüche, die der Wider- 
spruchsbehörde vor gelegt wurden, ergibt sich für die 
Länder kein einheitliches Bild. Gleiches gilt für die 
erhobenen Klagen. 


7 Vor- und Rechnungsprüfung 

7.1 

Eine Vorprüfung ist erst bei einem kleineren Teil der 
Studentenwer'ke erfolgt. Durch die Vorprüfung soll 
die spätere Kontrolle durch den Bundesrechnungs- 
hof und/oder die Landesrechnungshöfe vorbereitet 
und eine umfassende Prüfung auch dort gewährlei- 
stet sein, wo die Rechnungshöfe nur in beschränktem 
Umfang prüfen. 

7.2 

Wo die Rechnungsprüfung durch den Landesrech- 
nungshof durchgeführt wird, umfaßt sie nicht nur die 
Rechnungskontrolle über die Förderungsleistungen, 
sondern darüber hinaus auch die Prüfung der Ver- 
waltungsausgaben. Der Landesrechnungshof Schles- 
wig-Holstein hat 1972 etwa 15 v. H. aller Zahlfälle 
eines Bewilligungszeitraumes überprüft. Rund ein 
Drittel dieser Bewilligungen enthielten Fehler. Dabei 
hielten sich die Fehler zugunsten und zuungunsten 
der Antragsteller etwa die Waage. 

Neben kritischen Bemerkungen zur Durchführung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes mit Hilfe 
der elektronischen Datenverarbeitung äußert sich 
der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein sehr 
dezidiert zu der Frage 'der sachlichen und örtlichen 
Zuständigkeit. Zwar fußt die Stellungnahme nur auf 


Erfahrungen bei der Prüfung des Studentenwerkes 
Schleswig-Holstein und Ermittlungen bei einigen 
Ausbildungsförderungsämtern; ihrer Natur nach dürf- 
ten die getroffenen Feststellungen aber von allge- 
meiner Bedeutung sein. Die Argumente für die Ein- 
schaltung der Studentenwerke und Hochschulen hält 
der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein nicht 
für stichhaltig. Er beurteilt die jetzige Regelung der 
Örtlichen Zuständigkeit als umständlich und weist 
darauf hin, daß 

a) es mehrere Auszubildende in einer Familie geben 
kann, die Ausbildungsstätten an verschiedenen 
Orten besuchen und sich deshalb an verschiedene 
Ämter wenden müssen, 

b) ein Auszubildender, dessen Status sich vom Schü- 
ler über den Praktikanten zum Studenten hin än- 
dert, unter Umständen drei verschiedene örtliche 
Zuständigkeiten durchläuft. 

Nach Ansicht des Landes re chnungshof es würde der 
verwaltungsmäßige Ablauf durch das Wohnortprin- 
zip und die Beauftragung des kommunalen Amtes 
erleichtert, auch würde eine bessere Kontaktmöglich- 
keit zwischen dem kommunalen Amt am Wohnsitz 
der Eltern und den Ettern, aber auch mit anderen 
Behörden des Heimatorts (Finanzamt, Arbeitsamt 
etc.) bestehen. Ein nicht unbedeutender Gesichts- 
punkt für die Übertragung der studentischen Aus- 
bildungsförderung auf die kommunalen Ämter für 
Ausbildungsförderung sei auch der, daß die Ämter 
eine gewisse Mindestgröße nicht unterschreiten soll- 
ten, damit der Einsatz wenigstens einer voll cjualifi- 
zierten Verwaltungskraft gerechtfertigt wäre. Nach 
Möglichkeit sollte eine selbständige Zweitbearbei- 
tung wegen der Kompliziertheit der Materie ange- 
strebt werden. 

Zu der Prüfung des Studentenwerks Schleswig-Hol- 
stein durch den Landes rechnungshof Schleswig-Hol- 
stein ist anzumerken, daß es dem Studentenwerk 
erst ab Mitte April 1972 möglich war, das für die 
Abwicklung ides BAföG benötigte Personal anzuwer- 
ben. Bei der Einstellung von Personal konnte wegen 
der geringen Zahl der Bewerber nicht die erforder- 
liche Auswahl getroffen werden. 

7.3 

Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt Kassel hat 
festgestellt, daß das Studentenwerk Marburg nach 
einem Urteil des Verwaltungsgerichts Kassel vom 
19. April 1973 die Ausfertigung von Überleitungs- 
anzeigen zurückgestellt bat. Das Verwaltungsgericht 
hatte sich in seinem Urteil im wesentlichen auf man- 
gelnde Ermessensausübung im Rahmen des § 37 
BAföG gestützt. Das Studentenwerk Marburg hat 
das Ermessen nicht wahr ge nommen, weil es die Ver- 
waltungsvorschrift für nicht praktikabel hält. Es 
weist darauf hin, daß die bearbeitende Stelle fast 
ausschließlich auf die Erklärungen der Beteiligten 
angewiesen sei, die im Einzelfall kaum zu widerle- 
gen seien. 

Das Präsidialamt der Technischen Hochschule Darm- 
stadt sieht sich bei Entscheidungen über Widersprü- 
che gegen eine Heranziehung der Eltern veranlaßt, 
den Widersprüchen im allgemeinen bereits stdattzu- 
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geben, v/enn die Eltern schon eine Ausbildung finan- 
ziert haben. Bestimmend für diese Praxis ist die Auf- 
fassung des Verwaltungsgerichts Darmstadt, daß die 
„Grundsätze zur Anwendung der bürgerlich-recht- 
lichen Unterhaltsbestimmungen bei der Ausführung 
der §§ 36 und 37 BAföG'' - — Stand: 17. August 
1972 — für das Gericht in keiner Weise als bindend 
angesehen werden könnten. Dadurch kommt es zu 
einer nicht vertretbaren Diskrepanz zwischen der 
Antragsbearbeitung nach den Grundsätzen zu den 
§§ 36, 37 BAföG und der Widerspruchsentscheidung. 
Nach Angaben eines Studentenwerks werden dort 
20 V. H. der Förderungsfälle nach § 50 Abs. 4 BAföG 
behandelt; bei einem anderen Studentenwerk soll 
der § 50 Abs. 4 BAföG bei zwei Dritteln aller 
Fälle Anwendung gefunden haben. (Wegen der 
Überzahlungen, die nicht ausgeglichen werden kön- 
nen, vgl. Teil II 5.3). Das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes hat 
hier eine Änderung vorgenommen. Leistungen nach 
§ 50 Abs. 4 BAföG werden nur noch unter dem Vor- 
behalt der Rückforderung erbracht. 

7.4 

Wie der Minister für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen mitteilt, hat in 
Nordrhein- Westfalen 1972 nur beim Studentenwerk 
Münster eine Vorprüfung stattgefunden. Hierbei 
wurden vom Rechnungsamt 642 Fälle überprüft. Die 
Fehlerquote betrug 6,3 v. H.; von den insgesamt 41 
Beanstandungen entfielen allerdings zehn auf die 
EDV-Bearbeitung. 

In einem anderen Studentenwerk wurde die Vorprü- 
fung Ende September 1973 aufgenommen. Hierbei 
wurden stichprobenartig etwa 300 laufende Zahl- 
fälle geprüft. Die Signierung der Eingabewertbögen 
von etwa 25 v. H. aller geprüften Zahlfälle war feh- 
lerhaft, allerdings wirkten sich die Fehler — von 
Ausnahmen abgesehen — nicht oder nur geringfügig 
bei den Leistungsbeträgen aus. 

Der Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen emp- 
fiehlt nach Überprüfung der Studentenwerke Aachen 
und Bonn, die Zuständigkeit auf die kommunalen 
Ämter am Wohnsitz der Eltern des Auszubildenden 


zu übertragen. Dagegen hält der Minister für Wis- 
senschaft und Forschung die festgestellten Mängel 
für überwindbar und bereits in spürbarem Umfange 
abgestellt, da sie seiner Ansicht nach auf unzurei- 
chender Verwaltungserfahrung der mit der Durch- 
führung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
betrauten Bediensteten der Studentenwerke beru- 
hen. Insbesondere bereiten die Beurteilungen eines 
Fachrichtungswechsels und die Überleitung nach § 37 
BAföG Schwierigkeiten. Es erscheint vordringlich, 
die Schulung der Sachbearbeiter zu intensivieren. 

Der Situationsbericht über eine Örtliche Erhebung bei 
dem Kölner Studentenwerk e. V. läßt neben kriti- 
schen Bemerkungen zur Organisation der Förde- 
rungsabteilung Zweifel daran aufkommen, ob die 
Einschaltung eines Sonderreferats bei dem Rektor 
der Universität Köln als Amt für Ausbildungsförde- 
rung der Bearbeitung von Widersprüchen förderlich 
ist. 

7.5 

Der Bundesrechnungshof hat bisher eine Rechnungs- 
prüfung bei folgenden Hochschulen und von ihnen 
herangezogenen Studentenwerken durchgeführt: Ge- 
samthochschule Kassel, Universität Freiburg sowie 
Freie und Technische Universität Berlin. Die Ergeb- 
nisse dieser Prüfungen hat der Bundesrechnungshof 
dahin zusammengefaßt, daß die herangezogenen 
Studentenwerke die Durchführungsarbeiten im we- 
sentlichen selbständig erledigt und dabei eine gute 
sachliche und sachgerechte Arbeit geleistet haben, 
daß fremde, insbesondere politische Einflußnahme 
auf ihre Arbeit nicht festgestellt werden konnte. Die 
Hochschulen haben sich in den täglichen Arbeitsab- 
lauf nur wenig aktiv eingeschaltet — ausgenommen 
die Behandlung von Widersprüchen, sie wurden in 
Freiburg und Berlin von den Justitiaren der Hoch- 
schulen auf eine Abhilfemöglichkeit hin vorgeprüft, 
bevor sie an die Widerspruchsbehörden weitergelei- 
tet wurden (in Hessen ist die Hochschule selbst 
Widerspruchsbehörde). Aus dem Ergebnis der durch- 
geführten Rechnungsprüfungen ergibt sich für den 
Bundesrechnungshof keine Veranlassung, für eine 
Abänderung der bisherigen Zuständigkeitsregelung 
im Hochschulbereich zu votieren. 


IV. Vor- und Nachteile der geltenden Zuständigkeitsregelung 
insgesamt, Aiternativen 


1 Vorteile des Wohnortprinzips 

1.1 

Für die örtliche Zuständigkeit am Wohnsitz der 
Eltern sprechen folgende Argumente: 

— Bei der Antragstellung beschränkt geschäftsfähi- 
ger Auszubildender wird die Mitwirkung der ge- 
setzlichen Vertreter erleichtert. 


— Der Nachweis der wirtschaftlichen Förderungs- 
voraussetzungen ist von den Eltern leichter zu 
führen, insbesondere wenn mehrere Kinder in 
einer förderungsfähigen Ausbildung stehen. 

— Alle Angaben sind auch bei mehreren Anträgen 
nur einmal zu machen und zu belegen. 

— Die Übersicht über die persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse einer Familie kann er- 
leichtert sein. 
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— Die Einkommen sermittlung ist nur einmal zu lei- 
sten. 

— Die einheitliche Beurteilung der für die Bewilli- 
gung maßgeblichen Tatbestände einer Familie ist 
ohne ein aufwendiges System von Kontrollmittei- 
lungen gesichert. 

— Divergierende Entscheidungen z. B. bei der Be- 
wertung einer wirtschaftlichen Leistungsvoraus- 
setzung werden vermieden. 

— Die Anhörung der Eltern erfolgt durch das Amt, 
das auch den Förderungsantrag bearbeitet. 

— ■ Die kontinuierliche Betreuung über mehrere Aus- 
bildungsabschnitte ohne häufigen Zuständigkeits- 
wechsel ist gesichert. 

— Eine durchgehende Aktenführung, auch bei 
Wechsel der Ausbildungsstätten, wird ermöglicht. 

In folgenden Fällen sind Ausnahmen von diesem 
Prinzip erforderlich: 

— Die Eltern leben nicht mehr, 

— die Eltern haben ihren Wohnsitz nicht in dem Be- 
zirk desselben Amtes für Ausbildungsförderung 
oder 

— kein Elternteil hat einen Wohnsitz im Geltungs- 
bereich des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes. 

Die genannten Vorteile des (auf die Eltern bezoge- 
nen) Wohnortprinzips sind nicht bei verheirateten 
Auszubildenden gegeben, da das Einkommen des 
Ehegatten vorrangig anzurechnen ist; ebenfalls nicht 
bei Abendgymnasiasten und Kollegiaten, die eltern- 
unabhängig gefördert werden. 

1.2 

Das Wohnortprinzip erleichtert insbesondere auch 
die Behandlung folgender Fälle: 

— Der Auszubildende besucht von seinem ständigen 
Wohnsitz im Geltungsbereich des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes aus eine außerhalb die- 
ses Geltungsbereichs gelegene Ausbildungsstätte 
(sogenannte Grenzgänger). 

— Der Auszubildende erhält Ausbildungsförderung 
für die Teilnahme an Fernunterrichtslehrgängen. 

1.3 

Wird ein Amt mit Förderungsentscheidungen aus 
dem Sekundär- und dem Tertiärbereich befaßt, so er- 
wirbt es im Laufe der Zeit größere Erfahrungen, die 
es an die Auszubildenden und ihre Eltern weiterge- 
ben kann. Diese werden auch eher den Weg zum 
Amt am Wohnsitz der Eltern finden, vor allem, wenn 
eine Beratung über eine zukünftige Ausbildung ge- 
wünscht wird. 

1.4 

Das Wohnortprinzip wirkt der Bildung von „Mam- 
mutämtern" entgegen. Eine gleichmäßige Verteilung 
der Aufgaben auf die Kreise und kreisfreien Städte 
wird erreicht. Insbesondere werden nicht kleinere 


Kommunen mit überdurchschnittlich großen Ausbil- 
dungsstätten über Gebühr belastet. 


2 Vorteile des Ausbildungsortprinzips 
2.1 

Für die Zuständigkeit am Ort der Ausbildungsstätte 
spricht die größere Kontaktmöglichkeit zwischen 
Auszubildenden, Förderungsausschuß, Ausbildungs- 
stätte und Amt für Ausbildungsförderung. Rückfra- 
gen, die sich nicht auf die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse beziehen, lassen sich leichter und schneller er- 
ledigen, da persönliche Besuche möglich sind. 

2.2 

Für das Amt am Ort der Ausbildungsstätte ist es 
leichter, zutreffende, hinreichend genaue Kenntnisse 
über die Ausbildungsstätten zu erhalten. Das Bil- 
dungssystem in den einzelnen Ländern ist ständigen 
Veränderungen unterworfen; herkömmliche Ausbil- 
dungsvorgänge werden häufig differenziert oder 
durch Versuchsmodelle ergänzt bzw. abgewandelt. 

Besonders deutlich werden die Tendenzen im Hoch- 
schulbereich, z. B. bei den Reformbestrebungen in 
der Lehrerbildung oder bei der einphasigen Juristen- 
ausbildung. Auch sind einzelne Tatbestände, wie Be- 
endigung der Ausbildung (Prüfungstermine) oder 
Abbruch, eher durch das Amt am Ort der Ausbil- 
dungsstätte zu ermitteln. 

2.3 

Bei einer generellen Zuständigkeit am Ort der Aus- 
bildungsstätte kann auf Sonderregelungen, die auf 
den Wohnsitz des Auszubildenden abzielen, z. B. 
unter Umständen bei nichtehelichen Kindern, weit- 
gehend verzichtet werden. 


3 Vor- und Nachteile der bestehenden 
Regelung 

3.1 

Die bestehende Regelung stellt eine Mischung aus 
Wohnortprinzip (in der Regel bezogen auf die Eltern, 
in einigen Fällen auf die Auszubildenden) und Aus- 
bildungsortprinzip dar. 

Für die Entscheidung über die Ausbildungsförde- 
rung ist im gesamten Sekundarbereich grundsätzlich 
das Amt für Ausbildungsförderung zuständig, in des- 
sen Bezirk die Eltern des Auszubildenden leben (vgl. 
im einzelnen oben 1. 1.2 und 11. 1). Insoweit läßt das 
geltende Recht die Vorteile des Wohnortprinzips 
wirksam werden. Da Auszubildende im Sekundar- 
bereich überwiegend Ausbildungsstätten am Wohn- 
ort der Eltern besuchen, sind Ausbildungsort und 
Wohnort in der Regel identisch. In den Fällen, in 
denen auswärtige Ausbildungsstätten besucht wer- 
den, ist ein gutes Informationssystem — insbeson- 
dere zwischen den Ländern — unerläßlich. Bei 
spezifischen Ausbildungsstätten, die sich aus schul- 
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rechtlichen Besonderheiten der Länder erklären, 
kann ein zusätzlicher Schriftwechsel mit dem Aus- 
zubildenden bzw. der Ausbildungsstätte erforderlich 
werden. 

Die Zuständigkeit, die auf den Wohnsitz des Aus- 
zubildenden selbst abstellt, ist nur in einer verhält- 
nismäßig kleinen Zahl von Fällen gegeben. Da hier- 
bei jedoch selten vorkommende Tatbestände zu be- 
rücksichtigen sind, kann diese Regelung in der 
Praxis zu Schwierigkeiten führen. Auch kann der 
Wohnsitz eines Auszubildenden nicht immer mit 
letzter Sicherheit bestimmt werden. 

3.2 

Für die Auszubildenden an Höheren Fachschulen, 
Akademien und Hochschulen gilt ausnahmslos das 
Ausbildungsortprinzip. Zuständig ist das Amt für 
Ausbildungsförderung, in dessen Bezirk die Aus- 
bildungsstätte gelegen ist (vgl. im einzelnen oben 
III. 1.1). 

Die Notwendigkeit, aber auch die Schwierigkeit 
einer einheitlichen Beurteilung von Tatbeständen, 
bei denen der Verwaltung ein Ermessen eingeräumt 
ist, tritt beim Ausbildungsortprinzip im Falle von 
Geschwistern, die an verschiedenen Ausbildungsstät- 
ten gefördert werden, besonders deutlich hervor. Dies 
ist aber eine allgemeine Schwierigkeit bei der Aus- 
führung des Gesetzes, auch im Falle des Wohnort- 
prinzips. Es wird die Aufgabe ausgereifter Verwal- 
tungsvorschriften und intensiver Schulung sein, ein 
möglichst einheitliches Verfahren in den Bundeslän- 
dern zu erreichen. 

Nachteilig wirkt sich die Zuständigkeit am Ausbil- 
dungsort bei der Durchführung eines Anhörungsver- 
fahrens nach § 36 BAföG aus. Hiermit muß das Amt 
am Wohnsitz der Eltern betraut werden, das weder 
vor- noch nachher mit dem Förderungsfall befaßt 
ist. Positive Wirkungen hat die Zuständigkeitsrege- 
lung jedoch für die Zusammenarbeit der Ämter mit 
Förderungsausschüssen und Ausbildungsstätten. 


4 Argumente für die Zuständigkeit der 
kommunalen Ämter 


4.1 

Grundsätzlich sind staatliche Aufgaben von Behör- 
den der allgemeinen Verwaltung zu erfüllen. Es ist 
zu fragen, weshalb für Auszubildende an Hochschu- 
len eine Sonderzuständigkeit gelten soll. Auch bei 
anderen Leistungsgesetzen müssen sich die An- 
spruchsberechtigten an die übliche Behördenzustän- 
digkeit halten. 

4.2 

Die Eltern der Studenten sind in der Hochschul- 
selbstverwaltung nicht repräsentiert, jedoch minde- 
stens ebenso betroffen wie die Auszubildenden. 


5 Argumente für die Zuständigkeit der 
Studentenwerke 

5.1 

Mit dem Bundesausbildungsförderungsgesetz hat der 
Bundestag eine Entschließung zur Rechtsform der 
Studentenwerke verabschiedet (vgl. oben III. 2.2). 

Dadurch, daß fast alle Länder dieser Entschließung 
entsprochen haben, ist die Voraussetzung dafür ge- 
schaffen, daß die Studentenwerke als Anstalten des 
öffentlichen Rechts die hoheitlichen Funktionen bei 
der Ausfühnmg eines Leistungsgesetzes selbst wahr- 
nehmen können. 

5.2 

Die Studenten werke sind zur sozialen, gesundheit- 
lichen, wirtschaftlichen und kulturellen Betreuung 
der Studenten errichtet. Die Ausbildungsförderung 
kann eine sinnvolle Ergänzung ihrer Aufgaben 
bilden. 


6 Alternativen im Sekundarbereich 
6.1 

Im Sekundarbereich wird jetzt die Zuständigkeit 
grundsätzlich nach dem Wohnort der Eltern be- 
stimmt und die Förderung von dem örtlich zustän- 
digen kommunalen Amt durchgeführt. Diese Rege- 
lung gilt seit dem 1. Juli 1970, dem Inkrafttreten 
des Ersten Ausbildungsförderungsgesetzes. Sie wird 
inzwischen vier Jahre lang praktiziert und ist im Be- 
wußtsein der Öffentlichkeit verankert. 

6.2 

Als Alternative käme das Ausbildungsortprinzip in 
Betracht. Denkbar wäre auch ein Abweichen vom 
Wohnortprinzip im Falle derjenigen Auszubilden- 
den, deren Bedarfssätze in § 13 BAföG geregelt sind. 
Wegen der elternunabhängigen Förderung der 
Abendgymnasiasten und Kollegiaten bietet sich hier 
das Ausbildungsortprinzip an. Dagegen spricht aller- 
dings, daß diejenigen Ämter, in deren Bezirk sich 
Äbendgymnasien und Kollegs befinden, verstärkt 
belastet werden. In diesen Fällen könnte auch auf 
den Wohnsitz der Eltern zurückgegriffen werden. Da 
bei den Fachschulen — wie bei Höheren Fachschulen 
und Akademien — häufig ausbildungsspezifische 
Fragen im Vordergrund stehen, ist für diesen Be- 
reich die Einführung des Ausbildungsortprinzips zu 
erwägen. Andererseits gibt es fließende Übergänge 
zwischen Berufsfachschulen und Fachschulen. Ferner 
gilt auch hier das Argument der stärkeren, durch 
Finanzausgleich kaum zu regulierenden Belastung 
der zuständigen Ämter. 

6.3 

Die Hilfszuständigkeit am Wohnsitz des Äuszubil- 
denden führt — nicht nur bei Auszubildenden — zu 
Unklarheiten. 
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7 Alternativen im Tertiärbereich 

7.1 

Im Tertiärbereich gilt das Ausbildungsortprinzip. 
Für die Studierenden an Höheren Fachschulen und 
Akademien führen die kommunalen Ämter die För- 
derung durch, im Hochschulbereich werden in der 
Regel die Studentenwerke zur Durchführung heran- 
gezogen. Diese Regelung wird seit dem 1. Oktober 
1971 praktiziert. 

Im Bereich der Höheren Fachschulen und Akademien 
konnte die Regelung nur punktuell angewendet 
werden, da dieser Bereich nach der Umwandlung 
der ehemaligen Höheren Fachschulen bzw. Akade- 
mien in Fachhochschulen erst allmählich wieder von 
Ausbildungsstätten besetzt wird. 

7.2 

Denkbar ifst für den gesamten Textiärbereich die 
Verbindung des Ausbildungsortprinzips mit der 
Durchführung durch das kommunale Amt'. Hier tritt 
jedoch das Problem der überproportionalen Bela- 
stung der kreisfreien Städte auf. Auch wäre in den 
konununalen Ämtern eine neue Verwaltung aufzu- 
bauen. Es kann auch nicht davon ausgegangen wer- 
den, daß alle Mitarbeiter der örtlichen Studenten- 
werke in das kommunale Amt übernommen werden. 

7.3 

Mit der Durchführung am Ort der Ausbildungsstätte 
könnte auch die Hochschulverwaltung beauftragt 
werden. Bei einer solchen Änderung könnten je- 
doch weder die bisher erworbenen Erfahrungen in 
den Studentenwerken noch die Vorteile des Wohn- 
ortprinzips genützt werden. Auch bliebe die Son- 
derverwaltung erhalten. 

7.4 

Eine Zuständigkeit der kommunalen Ämter am 
Wohnort der Eltern würde die bereits dargestellten 
Vorteile des Wöhnortprinzips mit sich bringen (vgl. 
IV. 1), gleichzeitig allerdings den Verzicht auf die 
Vorteile des Ausbildungsortprinzips (vgl. IV. 2). Im 
Interesse der Einheitlichkeit könnte erwogen wer- 
den, für Auszubildende von Höheren Fachschulen 
und Akademien eine Zuständigkeit am Wohnort 
der Eltern zu begründen. 


8 Vorbereitszeit für eine Zuständigkeits- 
regelung 

8.1 

Sowohl im Sekundär- als auch im Tertiärbereich be- 
darf eine Änderung der Zuständigkeitsregelung 
einer ausreichenden Zeit der Vorbereitung für die 
Ämter für Ausbildungsförderung, für andere Be- 
hörden und Ausbildungsstätten sowie diie Auszu- 
bildenden selbst. Eine Änderung sollte deshalb ge- 
setzlich ein halbes Jahr vor ihrem Eintritt fixiert 
sein, damit ratsuchenden Auszubildenden und ihren 
Eltern richtige Auskünfte gegeben werden können. 


Ein Mangel an Information bei allen Betroffenen, 
der bei kurzfriistig terminierten Regelungen leicht 
eintritt, hätte erfahrungsgemäß negative Auswir- 
kungen. 

8.2 

Ein Wechsel in der örtlichen Zuständigkeit kann 
ohne einen gleichzeitigen Wechsel der sachlichen 
Zuständigkeit nur im Sefcundarbereich eintreten. 
Hierbei wäre für Neuanträge ein fester Termin für 
den Übergang festzulegen. Der Zuständigkedts- 
wechsel (sollte auch im Hinblick auf die Erforderniisse 
der m'aschinellen Durchführung nicht während lau- 
fender Bewilligungsizeiträume eintreten. Aus all 
dem ergibt sich eine Ubergangsfrist von einem Jahr 
und sechs Monaten. 

8.3 

Eine Änderung sowohl der sachlichen wie der ört- 
lichen Zuständigkeit im Hochschulbereich würde 
eine Vorbereitungszeit von mindestens einem Jahr 
erfordern. Bei Einführung des Wohnortprinzips ist 
in den Ländern ein Informationssystem für den 
Hochschulbereich aufzubauen, das eine detaillierte 
Übersicht über die einzelnen Ausbildungsgänge bie- 
tet. Die kommunalen Ämter haben die personellen 
und räumlichen Vorausisetzungen zu schaffen, was 
insbesondere bei den kreisfreien Städten zu einer 
Vergrößerung führen würde. Auch hier sollte der 
Zu ständigkeits Wechsel mit idem erforderlichen 
Aktenversand erst nach Ablauf eines Bewilligungs- 
zeitraumes eintreten. 

Ferner kann nicht ausgeschlossen werden, daß sich 
die bisherigen Mitarbeiter in der Ausbiildungsför- 
derung mit einer Neuregelung der sachlichen und 
örtlichen Zuständigkeit um neue Arbeitsplätze be- 
mühen, so daß eine geordnete Abwicklung in Frage 
gestellt ist. Insgesamt ist die erforderliche über- 
gangsfrist mit etwa zwei Jahren anzu setzen. 

8.4 

Falls das Prinzip der Zuständigkeit des Ausbildungs- 
orts beibehalten und nur die sachliche Zuständigkeit 
im Hochschulbereich geändert würde, könnte die 
Vorbereitungsphase von einem Jahr auf neun Mo- 
nate ermäßigt werden. Die Erarbeitung eines In- 
formationssystems wäre weniger vordringlich. Aller- 
dings müßten die kommunalen Ämter auch in die- 
sem Falle die personellen und räumlichen Voraus- 
setzungen schaffen. 

Da hierbei lediglich ein Wechsel der funktionalen 
Zuständigkeit innerhalb der Hochschulorte statt- 
fände, würde sich ein genereller Zuständigkeits- 
wechsel zu einem festen Termin vertreten lassen. 
Eine übergangsfrist von einem Jahr erscheint an- 
gemessen. 

8.5 

Als eine weitere Möglichkeit ist die Übertragung der 
sachlichen Zuständigkeit auf die Hochschulverwal- 
tung zu nennen. Hier würde etwa das gleiche wie 
bei der Umstellung auf die kommunalen Ämter 
gelten. 
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V. Voten der Länder und des Bundesrechnungshofes 
zur Zuständigkeitsregelung 


1 Auffassungen der Länder 
1.1 

Den mitgeteilten Auffassungen der Länder, in denen 
allerdings offenbar der Meinungsbildungsprozeß 
noch nicht überall ganz abgeschlossen ist, ist zu ent- 
nehmen, daß die Mehrheit die derzeitige gesetzliche 
Zuständigkeitsregelung im Sekundär- und Tertiär- 
bereich als im wesentlichen bewährt ansieht (vgl, 
1. 6), wenn auch in Einzelheiten Korrekturen an- 
geregt werden. 

So befürworten — was den Sekundarbereich an- 
geht — ungeachtet ihrer grundsätzlichen Billigung 
der geltenden Zuständigkeitsregelung die Länder 
Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, Niedersach- 
sen, Nordrhein-Westfalen und das Saarland für Aus- 
zubildende an Abendgymnasien und Kollegs eine 
Ausnahme im Sinne der Zuständigkeitsregelung am 
Ort der Ausbildungsstätte; Bremen, Hamburg, Nie- 
dersachsen und Nordrhein-Westfalen wollen diese 
Regelung auch auf Fachschulen ausgedehnt wissen; 
Hamburg und Niedersachsen allerdings unter dem 
Vorbehalt schulrechtlicher Klärung. 

Das Land Bayern, das für den Tertiärbereich grund- 
sätzlich an der bisherigen Zuständigkeitsregelung 
festhalten will, hielte es nach der zwischenzeitlichen 
Entwicklung für sachangemessen, in dem Bundes- 
gesetz als weitere Möglichkeit die uneingeschränkte 
Übertragung der Aufgaben des Amtes für Ausbil- 
dungsförderung auf die Studentenwerke zu eröffnen. 
Dieselbe Auffassung vertreten die Länder Baden- 
Württemberg und Hamburg, allerdings mit der Be- 
schränkung auf Studentenwerke, die öffentlich-recht- 
liche Anstalten sind. Das Saarland hält eine solche 
Regelung so lange nicht für vertretbar, wie ein Stu- 
dentenwerk den Status eines eingetragenen Vereins 
hat. Bremen will das Sozialwerk mit der Wahrneh- 
mung der Aufgaben eines Amtes für Ausbildungs- 
förderung unmittelbar durch das Bundesgesetz beauf- 
tragt wissen. Nach Auffassung des Landes Hessen 
sollten die Hochschulen nicht nur die Aufgaben der 
Ämter für Ausbildungsförderung wahrnehmen, son- 
dern selbst Ämter sein. 

Das Land Baden-Württemberg empfiehlt, für Höhere 
Fachschulen und Akademien das Wohnortprinzip 
einzuführen. Die Gründe, die im Hochschulbereich 
für das Ausbildungsortprinzip sprächen, gälten für 
Studierende an Höheren Fachschulen und Akade- 
mien nicht in gleicher Weise. 

1.2 

Demgegenüber ist das Land Rheinland-Pfalz der An- 
sicht, daß die Zuständigkeit der Hochschulen die- 
jenige Organisationsform sei, die im Interesse einer 


ordnungsgemäßen Verwaltung sowie im Interesse 
der Studenten am sachgerechtesten sei, und schlägt 
darum vor, künftig die Heranziehung der Studenten- 
werke nicht mehr vorzusehen. Das Land Schleswig- 
Holstein will die Vorteile einer Zuständigkeitsrege- 
lung nach dem Wohnortprinzip auch für die Auszu- 
bildenden im Tertiären Bereich voll nutzen und tritt 
darum nachdrücklich für eine einheitliche Zuständig- 
keitsregelung nach diesem Prinzip ein; zugleich sol- 
len die Hochschulen (Studentenwerke) einen be- 
schränkten Aufgabenkreis behalten als Anlaufstelle 
für den Auszubildenden und durch ihre Mitwirkung 
bei Entscheidungen, die besondere Kenntnisse der 
Ausbildungsgänge und -bedingungen voraussetzen; 
auf diese Weise könne auch ihre Erfahrung genutzt 
werden, 

1.3 

Das Land Berlin weist darauf hin, daß eine Verein- 
heitlichung der örtlichen Zuständigkeit bei keiner 
der in Betracht kommenden Möglichkeiten nur po- 
sitive Auswirkungen hätte. Eine Zuständigkeit am 
Wohnsitz der Eltern, die bei der Einkommensermitt- 
lung der Eltern, bei Vorausleistungs- und überlei- 
tungsverfahren und durch selteneren Zuständigkeits- 
wechsel Vorteile böte, würde sich nicht nur positiv 
auswirken. So gewährleistet das Ausbildungsort- 
prinzip einen besseren Kontakt des Amtes zu den 
Förderungsausschüssen sowie eine bessere Kenntnis 
der besuchten Hochschulen. Durch die Einführung 
des Wohnortprinzips eintretende nachteilige Aus- 
wirkungen könnten aber durch Übertragung von 
Teilaufgaben auf die Studentenwerke ausgeglichen 
werden. 

Audi das Ministerium für Wissenschaft und For- 
schung des Landes Nordrhein-Westfalen verkennt 
nicht die Vorteile des Wohnortprinzips im Tertiär- 
bereich, tritt jedoch gleichwohl für die Beibehaltung 
der jetzigen Regelung ein, um die erheblichen 
Schwierigkeiten einer ümorganisierung zu vermei- 
den. Der Landtag von Nordrhein-Westfalen hat in 
seiner Sitzung vom 17. Januar 1973 u. a. beschlos- 
sen: „Der Landtag ersucht die Landesregierung, dar- 
auf hinzu wirken, daß auch nach dem 30. Juni 1974 
die Studentenwerke bei den Hochschulen weiterhin 
mit der Durchführung der Ausbildungsförderung 
beauftragt bleiben, damit verwaltungstechnische 
Schwierigkeiten, die sich aus einer Übertragung die- 
ser Aufgabe der Studentenwerke auf andere Stellen 
ergeben könnten, vermieden werden . . 


2 Die Auffassung des Bundesrechnungshofes 

Nach den von ihm vorgenommenen Prüfungen in 
Kassel, Freiburg und Berlin sieht sich der Bundes- 
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rechnungshof nunmehr zu einem Votum über die 
Durchführung des Gesetzes im Hochschulbereich in 
der Lage. Nach dem festgestellten Ergebnis beste- 
hen keine Bedenken, die Aufgaben der Ämter für 
Ausbildungsförderung durch die Hochschulen und 
damit faktisdi durch die Studentenwerke wahrneh- 
men zu lassen. 

Der Bundesrechnungshof sieht auch keinen Grund 
für eine Änderung der derzeitigen Zuständigkeit im 
Hochschulbereich. 


VI. Votum der Bundesregierung 


1 Zuständigkeit der kommunaien Ämter 

Nach den vorliegenden Mitteilungen der Obersten 
Landesbehörden für Ausbildungsförderung sowie 
Prüfungs- und Rechnungsprüfungsberichten der zu- 
ständigen Landesbehörden, die in ihrem positiven 
Urteil über die Ausführung des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes im Sekundarbereich durch die 
kommunalen Ämter übereinstimmen, geht die Bun- 
desregierung davon aus, daß sich die geltende ört- 
liche und sachliche Zuständigkeitsregelung in diesem 
Bereich bewährt hat. Dieser Annahme steht das Er- 
gebnis der Prüfung des Amtes für Ausbildungsför- 
derung des Landkreises Dieburg durch den Bundes- 
rechnungshof nicht entgegen. Angesidits der Einhel- 
ligkeit der vorgenannten Berichte und Meinungs- 
äußerungen ist davon auszugehen, daß die dort fest- 
gestellten Mängel auf die besondere Situation dieses 
Amtes zurückzuführen sind (vgl. II. 5.5). 

Die Maßnahmen der Gebiets reform in den Ländern 
führen zunehmend zu Ämtern, die eine soldie Zahl 
von Förderungsanträgen zu beai^b eiten haben, daß 
sie mit mehreren Bediensteten besetzt sein müssen. 
Damit wird gewährleistet, daß auch ein zweiter sach- 
kundiger Bediensteter mit dem einzelnen Fall be- 
faßt werden kann; zudem ist eine Erörterung von 
fördeningsrechtlichen Problemen und Hilfe bei Ent- 
scheidungen möglich. Es ist außer Zwieifel, daß mit 
der zunehmenden Größe der Ämter allgemein die 
Erfahrungsbreite der Bediensteten und damit die 
Qualität der 'getroffenen Entscheidungen wächst. 

Die Bundesregierung sieht danach — zumal auch 
keine Regelungsalternative vorge schlagen worden 
ist — keinen Anlaß, für den Sekundarbereich nidit 
an der derzeitigen gesetzlichen Regelung festzuhal- 
ten. 

1.1 

Eine zwingende Notwendiigkeit, die Zuständigkeit 
des Amtes für Ausbildungsförderung am Ort der 
Ausbit dungsstätte für Auszubildende an Abendgym- 
nasiien, Kollegs und Fachschulen zu begründen, sieht 
die Bundesregierung nicht. Die Feststellungen über 
Voraussetzungen und Verlauf der Ausbildung an 


Die von ihm beobachtete mehr formale Mitwirkung 
der Hochschulen führt nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes weithin zu einer gewissen Erschwe- 
rung des Verwaltungsganges, für die es eine sach- 
liche Notwendigkeit nicht gibt. Er erhebt daher keine 
Bedenken dagegen, den Studentenwerken die Auf- 
gaben der Ämter für Ausbildungsförderung selbst, 
d. h. ohne Einschaltung der Hochschulen, zu über- 
tragen, zumal fast alle Studentenwerke zwischen- 
zeitlidi in Anstalten des öffentlidien Rechts umge- 
wandelt worden sind. 


diesen Ausbildungsstätten lassen sich relativ leicht 
treffen; die notwendigen Daten lassen sich durch die 
Schulbescheinigung übermitteln; eine besondere 
Ortsnähe von Amt und Ausbildungsstätte ist hier 
nicht erfortderlidi. Durch eine Veränderung der Zu- 
ständigkeit würde die Konzentration der Förderungs- 
fälle in großen Städten, in denen sich diese Ausbil- 
dungss'tätten zumeist befinden, gefördert und damit 
zugleidi eine Verringerung der Fallzahl bei anderen 
Ämtern bewirkt. Dies aber stünde im Gegensatz zu 
den Bestrebungen, überall Ämter mit einer Mehrzahl 
von Bediensteten zu haben. 

1,2 

Trotz dieser grundsätzlichen Erwägungen vermag 
die Bundesregierung andererseits dem Vorschlag des 
Landes Baden- Württemberg, die Zuständigkeit für 
die Auszubildenden an Höheren Fachschulen und 
Akademien nach dem Wohn&itzprinzip zu bestim- 
men, nicht zu folgen. Gerade im Hinblidc auf den 
zunehmenden Ausbau eines sehr diifferenzierten 
Akademiewesens (Berufsakademien in Baden-Würt- 
temberg und Schleswig-Holstein, Fachakademien in 
Bayern) bedarf die Bewertung von Voraussetzungen 
und Verlauf dieser Ausibildungsgänge einer genauen 
und stets leicht überprüfbaren Kenntniis, die nur bei 
einer engen Verbindung von Amt und Ausbildungs- 
stätte erreichbar ist. 


2 Zuständigkeit im Hochschuibereich 

Die Bundesregierung, die seinerzeit bei der Vorlage 
des Reg ierungsent Wurfs zum Bundesausbildungsför- 
derungsgesetz für eine sachliche Zuständigkeit der 
kommunalen Ämter auch im Hochschuibereich ednge- 
treten war, entnimmt den ihr vorliegenden Erfah- 
rungsberichten und Voten der Obersten Landesbe- 
hörden für Ausbildungsförderung, dem Ergebnis der 
Prüfungen des Bundesrechnungshofs und dem von 
ihr beobachteten MeinungSbild in der hochschulpoli- 
tischen Offentlidikeit, daß sich die derzeitige gesetz- 
liche Zuständigkeitsregelung im Ho dis chulbe reich 
bewährt hat. Auch von ihr mit Sorge beobachtete 
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Vollzugsschmerigkeiten unmittelbar nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes im Jahre 1971, wie sie der 
Landesrechnungshof Schleswig-Holstein in seinem 
Prüfungsbericht vom 20. Februar 1973 dargestellt hat, 
sind inzwischen offenbar überwunden. Nach dem 
auf einer aussagekräftigen Prüfungserfahrung be- 
ruhenden Bericht des Bundesrechnungshofs, dem die 
Dundesregierung naturgemäß besondere Bedeutung 
beimißt, vollziehen die Hochschulen/Studentenwerke 
das Gesetz sachlich und sachgerecht und leisten gute 
Verwaltungsarbeit. Dieses Ergebnis dürfte nicht zu- 
letzt auch dadurch gefördert worden sein, daß die 
Studentenwerke inzwischen weitgehend Anstalten 
des öffentlichen Rechts geworden sind, so daß sich 
die Einwirkungsmöglichkeiten der Obersten Landes- 
behörden für Ausbildungsfördeiung verstärkt haben. 

2.1 

Es besteht kein Zweifel, daß auch für eine Regelung 
der Zuständigkeit im Hochschulbereich nach dem 
Wohnortprinzip wesentliche Gründe anzuführen sind 
(vgl. oben IV. 1). Sie sind insbesondere vom Land 
Schleswig-Holstein betont worden. Aber selbst die- 
ses Land, das diesen Überlegungen ein so besonde- 
res Gewicht beimißt, erkennt zugleich die Notwen- 
digkeit der Mitwirkung einer Kontaktstelle am Aus- 
bildungsort an. Es schlägt die korrespondierende Zu- 
ständigkeit zweier Ämter vor. Gerade das Zusam- 
menwirken von zwei Behörden würde jedoch häu- 
figere Rückfragen erforderlich machen, was mit 
Sicherheit zu einer erheblichen Verzögerung der An- 
tragsbearbeitung führt. Muß man aber die Prakti- 
kabilität einer solchen korrespondierenden Zustän- 
digkeit verneinen, so muß der Zuständigkeit eines 
Amtes der Vorzug gegeben werden, das aufgrund 
eines engen Kontaktes über eine gute Kenntnis von 
den Ausbildungsverhältnissen verfügt. Bei einem 
bundeseinheitlichen Steuer-, Renten-, Versorgungs- 
und Kindergeldrecht läßt sich die gleichmäßige Be- 
wertung der Einkommens- und Vermögensverhält- 
nisse auch über eine größere räumliche Distanz hin 
sicher leichter bewirken als die zutreffende Beurtei- 
lung der in ständigem Wandel und vielfältiger Diffe- 
renzierung begriffenen Voraussetzungen und Ver- 
läufe von Bildungsvorhaben. 

2.2 

Ferner sind die Schwierigkeiten, die mit dem Prozeß 
der Umstellung auf eine generelle Zuständigkeit der 
Ämter am Wohnort der Eltern verbunden sind, und 
die sich daraus für eine längere Übergangszeit er- 
gebenden Gefahren für einen ordnungsgemäßen 
Vollzug zu berücksichtigen. Zu dem Stichtag wären 
rd. 250 000 Akten von der einen Behörde abzuschlie- 
ßen und zu versenden, von der neu zuständigen Be- 
hörde aufzuarbeiten und die Förderungsbeträge 
zahlbar zu machen. Zugleich müßten die in den EDV- 
Anlagen gespeicherten Daten einschließlich der vor- 
handenen Historik an das neu zuständige Rechen- 
zentrum übermittelt werden. Die kommunalen Ämter 
müßten eine erhebliche personelle Erweiterung er- 
fahren und für ein sehr differenziertes Aufgaben- 
gebiet geeignete Personen finden. Die Bediensteten 
der Studentenwerke stehen ihnen allenfalls in ganz 


geringem Maße zur Verfügung, da sie — um am 
bisherigen Wohnort verbleiben zu können — früh- 
zeitig andere Arbeitsplätze suchen würden. Daraus 
resultiert wiederum die sehr ernste Gefahr eines 
frühzeitigen Zusammenbruchs der Förderungsver- 
waltung bei den Studentenwerken. Mit Sicherheit 
ist davon auszugehen, daß selbst bei längerfristiger 
Vorbereitung und vollem Einsatz aller personellen 
und sachlichen Möglichkeiten eine Umorganisation 
der Förderungsverwaltung nach dem Wohnortprin- 
zip zu einer mehrjährigen erheblichen Beeinträchti- 
gung des Gesetzesvollzugs führte. Das aber wäre 
allenfalls dann zu vertreten, wenn die neue Rege- 
lung nennenswerte Vorteile gerade für die betrof- 
fenen Bürger bringen würde; dies ist aber nicht er- 
sichtlich. 

2.3 

Bisher nehmen die Hochschulen nur die Aufgaben 
der Ämter für Ausbildungsförderung wahr, sie sind 
nicht Ämter. Diese Differenzierung zwischen den 
Kommunalverwaltungen einerseits und den Hoch- 
schulverwaltungen andererseits war angemessen, 
solange die Beauftragung der Hochschulen lediglich 
als Übergangsregelung konzipiert war. Wenn diese 
Regelung nunmehr endgültig werden soll, besteht 
zu dieser Differenzierung aus der Sicht der Bundes- 
regierung keine Veranlassung mehr, 

2.4 

Die Bimdesregierung hat grundsätzlich keine Ein- 
wendungen gegen die von mehreren Ländern ange- 
strebte unmittelbare und selbständige Beauftragung 
der Studentenwerke mit den Aufgaben der Ämter 
für Ausbildungsförderung, Der Bundesrechnungshof 
hat berichtet, daß die Mitwirkung der Hochschulen 
weithin mehr formaler Natur ist, die Studenten- 
werke entsprechend selbständig arbeiten und auch 
nach außen als faktische Träger der Förderungsver- 
waltung in Erscheinung treten. Bei diesem Sachver- 
halt bedeutet es nicht mehr als eine Harmonisierung 
von Sach- und Rechtslage, wenn die Studentenwerke 
selbst Ämter für Ausbildungsförderung werden 
können. 

In Anbetracht des hoheitlichen Charakters der För- 
derungsverwaltung sollte diese selbständige Beauf- 
tragung aus verfassungspolitischen Gründen nur in 
Betracht genommen werden, soweit die Studenten- 
werke Anstalten des öffentlichen Rechts sind. Auch 
muß in jedem einzelnen Studentenwerk sicherge- 
stellt sein, daß personell die Voraussetzungen für 
einen geordneten selbständigen Gesetzesvollzug 
durch Verwaltungsfachkräfte geschaffen sind. In 
einigen Studentenwerken wird dies nicht schon un- 
mittelbar mit ihrer Umwandlung in Anstalten des 
öffentlichen Rechts der Fall sein. 

Im Hinblick auf die zunächst nicht einheitlichen 
Vorbedingungen zu einer selbständigen Beauftra- 
gung bei den Studentenwerken und auf die unter- 
schiedlichen Voten der Bundesländer ist die Bundes- 
regierung der Ansicht, daß zunächst im Bundesge- 
setz den Ländern nur die Möglichkeit eingeräumt 
werden sollte, hierfür geeignete Studentenwerke als 
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Ämter für Ausbildungsförderung zu bestimmen. Bei 
einem so weiten Rahmen für die sachliche Zustän- 
digkeitsregelung bleibt es auch dem Land Rheinland- 
Pfalz unbenommen, die — soweit ersichtlich von 
ihm allein angestrebte — Beauftragung der Hoch- 
schulen ohne Heranziehung der Studentenwerke 
durchzuführen. 


3 Zuständigkeit der Auslandsämter 

Durch Artikel 1 Nr. 31 b und c des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des BAföG ist die Zuständigkeit für 
die Förderungsfälle, in denen der Auszubildende 


eine außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes 
gelegene Ausbildungsstätte besucht, in § 45 Abs. 3 
BAföG bereits neu geregelt worden. Die bisher dem 
Amt für Ausbildungsförderung der Stadt Bonn auf- 
getragene Aufgabe, alle Auszubildenden zu be- 
treuen, die ihren ständigen Wohnsitz in einem aus- 
ländischen Staat haben und dort eine Ausbildungs- 
statte besuchen (§ 6 BAföG), ist aufgeteilt worden. 
Nunmehr entscheidet ein Auslandsförderungsamt 
über die Anträge aller Auszubildenden, die in einem 
bestimmten ausländischen Staat gelegene Ausbil- 
dungsstätten besuchen, gleich ob die Auszubilden- 
den in diesem fremden Staat oder im Geltungsbe- 
reich des Gesetzes ihren ständigen Wohnsitz haben. 
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Anlage 1 


Zuständige Behörde für die Entsdieidungen nach 



§ 2 Abs. 2 

§ 3 Abs. 2 

§ 3 Abs. 4 

§ 42 Abs. 3 

Baden- 





Württemberg . 

Kultusministerium 

ZFU 

Landesamt 

Staatliche Hochschulen 
bzw. 

Kultusministerium 

Bayern 

Landesamt 

(Kultusministerium) 

ZFU 

Landesamt 

(Kultusministerium) 

Regierungen 

Berlin 

Senator für Arbeit 
und Soziales 

ZFU 

Senator für Arbeit und 
Soziales 

Senator für Arbeit und 
Soziales 

Bremen 

Senator für Bildung, 
Wissenschaft und Kunst 

Senator für Bildung, 
Wissenschaft und Kunst 
(ZFU nach Inkrafttreten 
des Staatsvertrages 
über die Errichtung und 
Finanzierung der Staat- 
lichen Zentralstelle für 
Fernunterricht vom 

20. Dezember 1973 vor- 
gesehen) 

Senator für Bildung, 
Wissenschaft und Kunst 

Senator für Bildung, 
Wissenschaft und Kunst 

1 

Hamburg .... 

Behörde für Schule, 
Jugend und 
Berufsbildung 

Behörde für Wissen- 
schaft und Kunst 

ZFU 

Behörde für Schule, 
Jugend und 
Berufsbildung 

Behörde für Wissen- 
schaft und Kunst 

Behörde für Wissen- 
schaft und Kunst 

Hessen 

Landesamt für Aus- 
bildungsförderung 
(Kultusministerium) 

Landesamt für Aus- 
bildungsförderung 
(Kultusministerium) 

— solange der ZFU- 
Staatsvertrag nicht 
insoweit erweitert 
worden ist — 

Landesamt für Aus- ; 

bildungsförderung 

(Kultusministerium) 

öffentliche Hochschulen 
vom Präsidenten 
bzw. Rektor 

Private Hochschulen 
Landesamt für Aus- 
bildungsförderung 

Niedersachsen 

Minister für Wissen- 
schaft und Kunst 

ZFU 

Kultusminister 

öffentliche Hochschulen 
bzw. Regierungs- 
präsidenten, 
Präsidenten der 
Verwaltungsbezirke 

Nordrhein- 





Westfalen . , . 

Landesamt 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4) 
Minister für Wissen- 
schaft und Forschung 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 5) 

ZFU 

Landesamt 

Landesamt 

Rheinland- 





Pfalz 

Kultusministerium 

Kultusministerium 

Kultusministerium 

Kultusministerium 


23 



Drucksache 7/2697 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 1 



§ 2 Abs. 2 

§ 3 Abs. 2 

§ 3 Abs. 4 

§ 42 Abs. 3 

Saarland 

Minister für Kultus, 

Minister für Kultus, 

Minister für Kultus, 

Minister für Kultus, 


Bildung und Sport 

Bildung und Sport 

Bildung und Sport 

Bildung und Sport 

Schleswig- 
Holstein 

Kultusminister 

Kultusminister 
(ZFU nach Inkrafttreten 
des Staatsvertrages 
über die Errichtung und 
Finanzierung der Staat- 
lichen Zentralstelle für 
Fernunterricht vom 

20. Dezember 1973 vor- 
gesehen) 

Kultusminister 

Kultusminister 
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